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Bebauungsplan Nr. 232 “Rhein-Lippe-Hafen-Süd“

Auflistung der eingegangenen Stellungnahmen

Einwender
Kurzinhalt der Stellungnahme

Anregung
vom

Abwägung

Der von Ihnen vorgelegte Bebauungsplan
und geänderte Flächennutzungsplan weist
zahlreiche kritische Aspekte auf, die eine
Neuplanung notwendig erscheinen lassen.

1.
Die Planungen wurden vor mehr als 40
Jahren im Rahmen des Landes-
entwicklungsplanes NRW erstellt und in den
Weiterentwicklungen / Anpassungen in den
Folgejahrzehnten unverändert
fortgeschrieben. Noch in seiner Anpassung
2017 wird dem zwar als Problem erkannten
Klimawandel nur eine untergeordnete
Bedeutung zugewiesen (Abschnitt 2.3.1
Klimaschutz und Klimaanpassung -

Per Mail am
10.01.2023

- Der Landesentwicklungsplan für das Land Nordrhein-Westfalen
wurde zuletzt im Jahr 2022 fortgeschrieben. In dieser
Fortschreibung wird der Klimaschutz und die Anpassung an
den Klimawandel als eine von drei zentralen
Herausforderungen für die Anpassung der raumordnerischen
Ziele und Grundsätze im Landesentwicklungsplan
berücksichtigt. Damit gehen diese Themengebiete auch in die
Fortschreibung bestehender Ziele und Grundsätze ein. Durch
die Pflicht der Ableitung der Bauleitplanung aus den
übergeordneten Planungen werden die Vorgaben der
Landesplanung auf kommunaler Ebene umgesetzt und



https://www.brd.nrw.de/system/files/migrate
d_documents/media/document/2017-
12/rpd_a_122017_anlage2_begruendung-
teil-01-seite-5-215.pdf): „Klimaanpassung
wird dabei aber in der Regel zweckmäßiger
Weise nur ein – ggf. sehr wichtiger – Aspekt
bei entsprechenden Planungs-
entscheidungen sein, dem ggf. auch andere
Aspekte in der Abwägung vorgehen
können.“ Die extreme Verstärkung der
klimatischen Veränderungen in den letzten
4 Jahren, die auch die Stadt und den Kreis
Wesel mit Extremwetterereignissen wie
Stark- und überfrierendem Regen, Hoch-
wie Niedrigwasserphasen in Rhein, Lippe
und Nebenflüssen, extreme Hitzephasen
und den Folgen für die Bürger*Innen und
die Natur inkl. Übersterblichkeit in
Hitzewellen und massenhaftes Sterben von
Bäumen betrifft, wird dieser
Bebauungsplan, der schutzwürdige
Biotopflächen in einem hochsensiblem
Naturschutzkorridorverbindungsbereich
(Vogelschutzgebiet Unterer Niederrhein <>
Naturschutzgebiet renaturierte Lippe)
überbauen, versiegeln und dem
Biotopverbund entziehen will, nicht gerecht.
Er wird für Natur- und Artenschutz wichtige
Biotopflächen auf Jahrzehnte bzw. auf
Dauer vernichten und zukünftige
Generationen den Handlungsspielraum
einengen bzw. nehmen, adäquate lokale
Klimaanpassungsstrategien umzusetzen. In

konkretisiert. Dazu gehört auch die Regionalplanung, auf die in
der Stellungnahme Bezug genommen wird.

Das Ziel 8.1-9 des LEP NRW ist gemäß Raumordnungsgesetz
ein bereits abgewogener Sachverhalt, der für die weiteren
Planungsebenen (Regionalplan, Flächennutzungsplan sowie
Bebauungsplan) verbindlich zu beachten und umzusetzen ist.
Eine separate Abwägung des Ziels in den weiteren
Planungsstufen muss nur noch bedingt stattfinden. Hierbei
werden aber nur Belange hinzugezogen, die in der vorherigen
Planungsstufe nicht erkennbar waren. Ziele der Raumordnung
sind jedoch nur sehr schwer durch die planerische Abwägung
überwindbar.

Somit ist das Ziel 8.1-9 des LEP NRW sehr hoch zu bewerten.
Durch die landesplanerische Notwendigkeit der Entwicklung
eines Hafengebiets in Wesel und aus Mangel an alternativen
Standorten überwindet die Hafenentwicklung die Belange von
Landschaftsschutz und Landwirtschaft.



Bezug auf die Verantwortung jetziger
Politiker für zukünftige Generationen
(https://www.bundesverfassungsgericht.de/
SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/r
s20210324_1bvr265618.html) ist die
Durchführung des Bebauungsplanes im
jetzigen Umfang nicht zu rechtfertigen.

2.
Der „ZUKUNFTSVERTRAG FÜR
NORDRHEIN-WESTFALEN (https://gruene-
nrw.de/dateien/Zukunftsvertrag_CDU-
GRUeNE_Vorder-und-Rueckseite.pdf)
enthält folgende
Forderungen/Zielsetzungen:

2.1
Das Prinzip der Flächensparsamkeit soll
Leitschnur unseres Regierungshandelns
sein. Unser Ziel ist es, den
Flächenverbrauch zeitnah auf 5 Hektar pro
Tag und perspektivisch auch weitergehend
durch konkrete Maßnahmen zu reduzieren.
Dazu werden wir den 5ha-Grundsatz in den
LEP aufnehmen. Dazu gehören u. a.
flächenschonendes Bauen, die
Nutzbarhaltung vorhandener Industrie- und
Gewerbeflächen, Flächenrecycling.“ Das
Überbauen der Fläche des schutzwürdigen
Biotops widerspricht dem Grundsatz der
Flächensparsamkeit und dem Flächen
schonenden Bauen. Im Übrigen findet durch
den aktuellen Ausbau der Deltaport-Häfen

- Der Koalitionsvertrag der regierenden Parteien in Nordrhein-
Westfalen entwickelt keine bindende Wirkung für das
vorliegende Verfahren. Hierin werden vielmehr
Absichtserklärungen für die kommende Legislaturperiode
abgeben. Rechtlich bindend werden diese erst, wenn sie in
entsprechende Rechtsnormen umgesetzt werden.

- Im Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW)
finden sich in der aktuellen Fassung (Stand: September 2022)
mehrere Verweise auf das 5 ha Ziel der Landesregierung. Es
wird sogar als zentrale Herausforderung der nächsten Jahre
gesehen, dieses Ziel weiter zu verfolgen. Diese Vorgabe fließt
somit auch in die Fortschreibung des LEP NRW mit ein. Die
bestehenden Ziele und Grundsätze werden aufgrund der
übergeordneten Vorgaben überprüft und ggf. angepasst. Dazu
gehört auch das Ziel 8.1-9 " Landesbedeutsame Häfen und
Wasserstraßen ". Es wird nach wie vor die Notwendigkeit
gesehen, dass sich zukünftig Häfen entlang des Rheins und
der anderen Wasserstraßen entwickeln. Hierfür soll im Rahmen
der Regionalplanung in bedarfsgerechtem Umfang
Hafenflächen festgelegt werden. Dies ist sowohl im aktuell
gültigen Regionalplan der Bezirksregierung Düsseldorf (GEP
99) als auch im zukünftigen Regionalplan Ruhr des RVR



eine gigantische Vernichtung von
Naturflächen im Umfang von mehr als 100
Hektar statt. Diese Vernichtung von
Naturflächen behindert nicht nur die
Handlungsfähigkeit zukünftiger
Generationen, sie konterkariert die
Bemühungen und Ziele der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie, der
Biodiversitätsstrategie NRW und der Allianz
für die Fläche (LANUV NRW) und sie
entspricht nicht den Zielen des
Zukunftsvertrages für NRW.
Der hier vorgelegte Bebauungsplan und die
damit zusammenhängende Änderung des
Flächennutzungsplans entsprechen nicht
den im Zukunftsvertrag für NRW
festgelegten Zielen, beide müssen
angepasst werden.

2.2
„Landwirtschaftliche Fläche ist nicht
vermehrbar und ein hohes Gut, das es zu
schützen gilt.“ Die geplante zu überbauende
Fläche wird aktuell landwirtschaftlich
genutzt. Eine Überbauung wird ein „zu
schützendes, hohes Gut“ vernichten. Der
hier vorgelegte Bebauungsplan und die
damit zusammenhängende Änderung des
Flächennutzungsplans entsprechen nicht
den im Zukunftsvertrag für NRW
festgelegten Zielen, beide müssen
angepasst werden.

geschehen. Der Bebauungsplan Nr. 232 setzt die landes- und
regionalplanerischen Vorgaben um und bereitet die weitere
Entwicklung des landesbedeutsamen Hafens vor.

- Diese Zielsetzung findet sich in der aktuellen Fassung des LEP
NRW wieder (vgl. u.a. Grundsatz 7.5-2 LEP NRW). Das Ziel
der Entwicklung eines landesbedeutsamen Hafens ist mit
diesen Grundsätzen und Zielen aber mindestens gleichwertig
und wird nicht durch diese überlagert. In Ermangelung
alternativer Standorte für eine solche Hafenentwicklung wurde
der Bereich des Rhein-Lippe-Hafens auch regionalplanerisch
festgelegt. Eine Anpassung der Zielsetzung ist nicht notwendig.



2.3
„Im Sinne des Artenschutzes planen wir
eine Strategie gegen Lichtverschmutzung.“
Schon jetzt strahlen die neuen Baustellen
und Industriebauten mit dem zugehörigen
Verkehr im Lippemündungsraum zusätzlich
zu den vorbestehenden nächtlichen
Lichtbelastungen mit nächtlicher
Beleuchtung weit in die benachbarten
Flächen des Naturschutzgebietes
(https://initiative-
lippemuendungsraum.de/index.php/bedrohu
ngen/lichtverschmutzung ) hinein, der
weitere Ausbau des Rhein-Lippe-Hafens
wie im Bebauungsplan vorgesehen, wird
auch durch seine nächtliche Beleuchtung
eine Schwächung der angrenzenden
Naturschutzflächen bedingen.
Die geplante große Flächennutzung und
insbesondere Überbauung schutzwürdiger
Biotope mit der daraus folgenden
industriellen Nutzung wird die
Lichtverschmutzung der wichtigen
Naturschutzkorridore verstärken und die
Naturschutzgebiete dadurch schwächen.
Diese Wirkung der überbauten Flächen
konterkariert die Strategie gegen
Lichtverschmutzung.
Der hier vorgelegte Bebauungsplan und die
damit zusammenhängende Änderung des
Flächennutzungsplans entsprechen nicht
den im Zukunftsvertrag für NRW

- Der Bebauungsplan Nr. 232 enthält eine textliche Festsetzung
zur Ausgestaltung der Beleuchtung im Plangebiet. Diese soll
neben den artenschutzrechtlichen Aspekten auch dafür Sorge
tragen, dass die Lichtemissionen minimiert werden. Die
Beleuchtung im Außenbereich der zukünftigen Anlagen soll auf
ein notwendiges Maß reduziert werden sowie die Aspekte der
Arbeitssicherheit beachten.



festgelegten Zielen, beide müssen
angepasst werden.

3.
Die Anpassung / Änderung des
Flächennutzungsplans scheint einerseits
Voraussetzung für die konkrete
Ausformulierung, das Ausmaß der zu
überbauenden Flächen, hier insbesondere
die Überbauung des schutzwürdigen
Biotops zu sein, diese Anpassung des
Flächennutzungsplans ist allerdings noch
nicht rechtskräftig umgesetzt, andererseits
scheint die Umsetzung / Inkraftsetzung
des Bebauungsplanes 232 Voraussetzung
für die Anpassung des
Flächennutzungsplanes zu sein.
(Quelle Datei 13:
Umweltverträglichkeitsstudie /
Landschaftspflegerischer Begleitplan. 1.1.
Anlass und Aufgabenstellung). Und
https://www.wesel.de/rathaus-
online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-
beteiligung-der-einleitung-des-verfahrens-
zur-35 Das bedeutet, dass eine Umsetzung
des Bebauungsplanes 232 in aktueller Form
die Genehmigung zur Überbauung des
schutzwürdigen Biotopes bedingt.
Angesichts der weit reichenden, folgende
Generationen betreffenden, nicht bzw. nur
sehr schwer rückgängig zu machenden
Folgen einer Genehmigung des
Bebauungsplanes B232 in aktueller Form

- Gemäß dem § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem
Flächennutzungsplan zu entwickeln. Um die Entwicklungsziele
berücksichtigen zu können, werden die landesbedeutsamen
Flächen im Bebauungsplan Nr. 232 bauleitplanerisch als
Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Hafen"
(SO Hafen) entwickelt. Denn nur auf diesem Wege können die
interkommunalen Hafenentwicklungsziele sichergestellt und die
zukünftigen Gewerbeflächen im Stadtgebiet Wesel
bedarfsgerecht berücksichtigt werden. Die Entwicklung des
Rhein-Lippe-Hafens beruht auf landes- und
regionalplanerischen Zielsetzungen.

Derzeit werden die überwiegenden Flächen des hier in Rede
stehenden Bereichs im Flächennutzungsplan der Stadt Wesel
als gewerbliche Bauflächen dargestellt; die östlichen
Planbereichs- und die östlich daran angrenzenden Flächen
werden durch die 13. Änderung des Flächennutzungsplans als
landwirtschaftliche Flächen und als MSPE-Flächen dargestellt.
Dies hat zur Folge, dass der Flächennutzungsplan angepasst
werden muss. In einem parallelen Verfahren muss der
Bebauungsplan Nr. 232 "Rhein-Lippe-Hafen – Süd" aufgestellt
werden, der aus der hier in Rede stehenden 35. Änderung des
Flächennutzungsplans entwickelt wird.

Der Widerspruch zu geltendem Recht kann nicht erkannt
werden und bzgl. der Ausführungen zum Koalitionsvertrag der
regierenden Parteien in NRW verweise ich auf die
Ausführungen zu Punkt 2.



bzw. der damit verbundenen Änderung des
Flächennutzungsplans ist eine solche
Beschlussfassung nicht verantwortlich und
auch in Bezug auf die o.g. nationalen und
landespezifischen Ziele unrechtmäßig.
Der hier vorgelegte Bebauungsplan und die
geplante Änderung des
Flächennutzungsplans entsprechen nicht
dem aktuell geltendem, nationalem Recht
(s.o. Punkt #1) und nicht den im
Zukunftsvertrag für NRW festgelegten
Zielen, beide müssen angepasst werden.

4. Den öffentlich zugängigen Daten lässt
sich entnehmen, dass der Bebauungsplan
im beschleunigten Verfahren nach § 13a
BauGB aufgestellt wurde
(https://www.wesel.de/sites/default/files/202
2-
03/vbb_024_off_download_datei_07_begru
endung.pdf).
Der § 13 des Bau BG (https://www.gesetze-
im-internet.de/bbaug/__13a.html) besagt
„Der Bebauungsplan darf im beschleunigten
Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in
ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne
des § 19 Absatz 2 der
Baunutzungsverordnung oder eine Größe
der Grundfläche festgesetzt wird von
insgesamt 1. weniger als 20 000
Quadratmetern, wobei die Grundflächen
mehrerer Bebauungspläne, die in einem
engen sachlichen, räumlichen und

- Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. Die
Unterlagen, auf die hier Bezug genommen wird, gehören zu
einem anderen Bauleitplanverfahren auf dem Stadtgebiet der
Stadt Wesel. In diesem Verfahren wird eine Wohnbebauung
realisiert. Eine Planung, wie die zum Bebauungsplan Nr. 232,
ist auf Grundlage des § 13a BauGB nicht möglich; die
Aufstellung nach § 13 a BauGB war auch zu keinem Zeitpunkt
beabsichtigt.



zeitlichen Zusammenhang aufgestellt
werden, mitzurechnen sind, oder 2. 20 000
Quadratmetern bis weniger als 70 000
Quadratmetern, wenn auf Grund einer
überschlägigen Prüfung unter
Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses
Gesetzes genannten Kriterien die
Einschätzung erlangt wird, dass der
Bebauungsplan voraussichtlich keine
erheblichen Umweltauswirkungen hat, die
nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwägung
zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des
Einzelfalls); die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange,
deren Aufgabenbereiche durch die Planung
berührt werden können, sind an der
Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen.“
Da die zu überbauende Fläche 27h =
270.000m2 umfasst und durch die
Vernichtung schutzwürdigen Biotops von
einer erheblichen Umweltauswirkung
ausgegangen werden muss, sollte das
Durchführen des Bebauungsplanes im
beschleunigten Verfahren nicht rechtens
sein. Der hier vorgelegte Bebauungsplan
entspricht folglich nicht dem aktuell
geltendem Recht, er muss angepasst
werden.

5.
Im „Zukunftsvertrag für Nordrhein-
Westfalen“ findet sich

- Bzgl. der Ausführungen zum Koalitionsvertrag der regierenden
Parteien in NRW verweise ich auf die Ausführungen zu Punkt
2.



„Unser Ziel ist, gleichwertige Lebens- und
Arbeitsverhältnisse in allen Teilräumen
unseres Landes zu schaffen und zu
erhalten. Leitend ist das klimaneutrale
Industrieland Nordrhein-Westfalen mit einer
nachhaltigen Raumentwicklung, die die
natürlichen Lebensgrundlagen schützt…,
die Funktion von Landwirtschaft und
Forstwirtschaft weitestgehend erhält und
angemessene Gestaltungsmöglichkeiten für
kommende Generationen in den Regionen
bewahrt. Im Besonderen sollen die
ländlichen Räume als Lebens-...räume mit
eigenständiger Bedeutung erhalten und
entwickelt werden. … Klimaanpassung ist
Daseinsvorsorge. Nordrhein-Westfalen war
in den letzten Jahren stark von
Extremwetterereignissen betroffen. Daher
werden wir unsere Vorreiterrolle in der
Klimaanpassung weiter ambitioniert
ausfüllen. … Die Biodiversitätskrise als die
zweite große ökologische Krise unserer Zeit
wollen wir wirksam bekämpfen und in allen
Politikfeldern mitdenken.
Dafür setzen wir auf die Kooperation und
die Einbeziehung regionaler Kompetenz.
…“ Die Initiative Schutz des
Lippemündungsraums hat unlängst
empfohlen (Schreiben der Initiative
Schutz des Lippemündungsraums an den
Landrat des Kreises Wesel, in cc die Räte
der Stadt Wesel und Voerde vom
10.10.2022), den „Runden Tisch



Lippemündungsraum“ zu (re-)aktivieren, um
die Bauprojekte, Deltaport und die Firmen in
den Deltaport-Häfen zu begleiten und
beraten. Die Pläne (sowohl der
Bebauungsplan 232, als auch damit
verknüpft die Anpassung des
Flächennutzungsplans), die jetzt umgesetzt
werden sollen, wurden in einer Zeit erstellt,
in der Klimawandel und Artensterben
politisch nicht wahrgenommen wurden, sie
sind veraltet und werden den neuen,
aktuellen Herausforderungen nicht mehr
gerecht, im Gegenteil, sie be- bzw.
verhindern die Lösung aktueller und
zukünftiger Probleme.

Im November 2022 sagte der UN-
Generalsekretär António Guterres in einer
Rede vor dutzenden Staats- und
Regierungschefs auf der
Weltklimakonferenz: „Wir sind auf dem
Highway zur Klimahölle – mit dem Fuß auf
dem Gaspedal“. „Wir kämpfen den Kampf
unseres Lebens – und sind dabei zu
verlieren.“
(https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/138
619/Klimakonferenz-Wir-sind-auf-dem-
Highway-zur-Klimahoelle).

08.01.2023
Eing.:
14.01.2023



Ihr o.g. Bebauungsplan schockiert uns.
Wir fordern eine Neuplanung unter
Berücksichtigung unserer Einwände.
Zu Beginn der ersten Planungen, vor mehr
als 40 Jahren, war die Klimakatastrophe, so
wie wir sie jetzt erleben, noch nicht
berücksichtigt. Die in der jüngsten Zeit
erlebten Wetterextreme beeinträchtigen
Mensch und Natur in zunehmendem Maße.
Selbst 2017, als die Planung überarbeitet
wurde, wird die Katastrophe als
,,Klimaanpassung" zwar benannt, jedoch
als ggfs. nachrangig zu bewerten
angesehen: ,, Klimaanpassung wird dabei
aber in der Regel zweckmäßiger Weise nur
ein - ggf. sehr wichtiger - Aspekt bei
entsprechenden Planungsentscheidungen
sein, dem ggf. auch andere Aspekte in der
Abwägung vorgehen können."
Quelle: Abschnitt 2.3.1. Klimaschutz und
Klimaanpassung https://www. brd.
nrw.de/svstem/files/migrated
documents/media/documents/2017-
12/rpd a 122017 anlage2 begruendung-teil-
01-seite-5-215.pdf
Der Bebauungsplan überbaut und zerstört
dauerhaft schutzwürdige Biotopflächen. Er
nimmt zukünftigen Generationen die
Möglichkeit, auf die zu erwartenden
dramatischen Klimaveränderungen zu

- Der Landesentwicklungsplan NRW stellt in seiner aktuellen
Version (Stand September 2022) die Folgen des
fortschreitenden Klimawandels als zentrale Herausforderung
der Landesplanung heraus. Auch die Regionalplanung, auf die
hier Bezug genommen wird, greift diese Aspekte auf. Das Ziel
8.1-9 "Landesbedeutsame Häfen und Wasserstraßen" sieht
eine Hafenentwicklung im Bereich Wesel und Voerde vor.
Dieses Ziel ist abschließend durch die Landesplanung
abgewogen. Zu dieser Abwägung gehört auch der Abgleich mit
den anderen Zielen und Grundsätzen der Landesplanung.
Somit findet auch der fortschreitende Klimawandel Eingang in
den Abwägungsvorgang. Die Vorgaben der Landesplanung
sind für die weiteren Planungsebenen bindend.

- Wie bereits ausgeführt beruht die Hafenentwicklung in Wesel
auf landesplanerischen Vorgaben. Diese stehen deutlich im
Widerspruch mit der Festlegung eines schutzwürdigen Biotops
in dem Planbereich durch das LANUV. Da es keinen adäquaten
Alternativstandort für eine solche Hafenentwicklung auf
Weseler Stadtgebiet gibt, fällt die Abwägung der beiden



reagieren. Die für den Natur- und
Artenschutz wichtige Fläche ist nicht mehr
vorhanden. Siehe hierzu:
https://www.bundesverfassunesgericht.de/S
haredDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs2
0210324 1bvr265618.html
sowie den Zukunftsvertrag für Nordrhein-
Westfalen: https://gruene-
nrw.de/dateien/Zukunftsvertrae CDU-
GRUeNE Vorder-und-Rueckseite"pdf
,,Landwirtschaftliche Fläche ist nicht
vermehrbar und ein hohes Gut, das es zu
schützen gilt."
Die im Zusammenhang mit dem
Bebauungsplan einsehbare
Verkehrsuntersuchung von Blanke &
Ambrosius ist aus dem Jahr 2017. Diese
bezieht sich u.a. auf Daten aus den Jahren
2013 ff" Nicht berücksichtigt ist dabei das
erhöhte Verkehrsaufkommen durch
- die Industrie, welche sich seitdem

bereits im Hafen angesiedelt hat.
- Folgen der Baumaßnahmen der

Betuwe-Linie, welche den öffentlichen
Personennahverkehr in großen Teilen
zum Erliegen gebracht hat
(Verkehrsaufkommen durch
Baustellenverkehr und Berufspendler /
Nutzer des ÖPNV, die auf PKW
umsteigen müssen). Mit einer
Verbesserung in der Zukunft ist kaum zu
rechnen, da der Güterverkehr dem
Personennah-

Belange zugunsten des landesbedeutsamen Hafen aus. Diese
Abwägung hat bereits auf landesplanerischer Ebene
stattgefunden, wobei das LANUV auch beteiligte Stelle im
Verfahren zum LEP NRW ist.

- Das Verkehrsgutachten wird derzeit überarbeitet. Die ggf.
neuen Erkenntnisse aus dieser Untersuchung werden
Gegenstand des weiteren Verfahrens sein.



und Fernverkehr vorgezogen wird.
- Bau- und Fertigstellung der

Südumgehung (B58n), welche die
Situation weiter massiv zum
Nachteilverändern wird (nicht
vorgesehener Lärm- und Sichtschutz).
Aus unserer Sicht ist die Durchführung
des Bebauungsplanes im jetzigen
Umfang unverantwortlich.

Wir hoffen auf eine zukunftsorientierte
Entscheidung.

Einspruch gegen den Bebauungsplan Nr.
232 der Stadt Wesel
Zur weiteren Entwicklung des Rhein-Lippe-
Hafens Wesel beabsichtigt der
Hafenverbund DeltaPort auf der
nord-westlichen Hafenseite eine
Erweiterungsfläche von ca. 33 ha für
hafenaffine Unternehmensansiedlungen zu
entwickeln. Leider haben wir diese
Information erst jetzt bekommen.
Wir widersprechen diesem Bauvorhaben
u.a. aus folgenden Gründen:

 Extremer Wertverlust unserer
Immobilien. Wegfall unserer
Lebensqualität und dadurch
resultierende Gesundheitsschäden.

Eing.:
16.01.2023

- Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 232 wurde am
18.07.2012 ortsüblich bekannt gemacht. Damit wurde die
Öffentlichkeit über die Entwicklung in diesem Bereich in
Kenntnis gesetzt.

- Ein Wertverlust aus der Entwicklung eines Bebauungsplans
und seinen Festsetzungen ist spekulativ und es fehlt an einem
städtebaulichen Bezug. Somit sind solche
vermögensrechtlichen Interessen ausweislich der einschlägigen



 Nichteinhaltung des Gesetzes zum
Schutz vor Luftverunreinigungen,
Geräuschen und ähnlichen
Umwelteinwirkungen (§9 Landes-
Immissionsschutzgesetz - LImschG -
) Nichteinhaltung des allgemeinen
Artenschutz gemäß § 39
Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) unterliegen alle wild
lebenden Tiere und Pflanzen sowie
deren Lebensstätten.

 Die Versiegelung kann gravierende
Folgen für die Umwelt haben: Denn
zubetonierte oder asphaltierte Böden
nehmen Nährstoffe und Regen nicht

Rechtsprechung nicht abwägungsrelevant und auch nicht
Gegenstand eines Bauleitplanverfahrens. Dieser Sachverhalt
gilt besonders dann, wenn schon länger bekannt ist, dass eine
Entwicklung stattfinden soll. Wie bereits oben angeführt, wird
dieses Bauleitplanverfahren seit 2012 geführt. Die
Hafenentwicklung ist somit seit langem bekannt. Für den
gesamten Raum galt ursprünglich der Landesentwicklungsplan
VI, der für die Flächen zwischen Wesel-Datteln-Kanal und
Lippe die Entwicklung von flächenintensiven Großvorhaben
vorsah. Mit der 13. Änderung des Flächennutzungsplans
konnten Teilbereiche aus der gewerblichen/ industriellen
Entwicklung herausgenommen und anderen Entwicklungszielen
zugeordnet werden.

- Die Bestimmungen des § 9 LImschG werden eingehalten. In
dem Lärmgutachten zum Bebauungsplan Nr. 232 werden die
Auswirkungen der Entwicklungen im Hafengebiet des Rhein-
Lippe-Hafens untersucht und dargestellt. Zu dieser Betrachtung
gehört auch eine Einschätzung der Auswirkungen auf die
umliegenden (Wohn-)Gebiete. Das Gutachten enthält auch
Vorgaben für textliche Festsetzungen, um die Immissionen des
Plangebiets zu beschränken. Dadurch werden alle gesetzlichen
Vorgaben eingehalten.
Das gleiche gilt für die Vorgaben zum Arten- und Naturschutz,
die sich aus verschiedenen Gesetzen ergeben. Hierfür wurden
mehrere Gutachten angefertigt. Für den Ausgleich des Eingriffs
durch den Bebauungsplan Nr. 232 werden verschiedene
Maßnahmen vorgesehen, um vor allem Tieren
Ausweichhabitate zu bieten.

- Die Fläche des zukünftigen Südteils des Rhein-Lippe-Hafens
wird in weiten Teilen versiegelt. Dieser Eingriff wird über die
Nutzung verschiedener Ökokonten auf Weseler Stadtgebiet
dauerhaft ausgeglichen.



mehr auf. Je mehr Flächen wir
versiegeln, desto mehr fruchtbarer
Boden geht verloren.

 Weil weniger Wasser in den Boden
gelangt, gibt es zudem weniger
Grundwasser - dadurch werden
Trinkwassermangel und
Dürreschäden begünstigt. Auch das
Risiko für Hochwasser steigt, denn
das Wasser versickert nicht
gleichmäßig im Boden. Die
Wassermassen werden zukünftig in
Kanalisationen geleitet, die bei
starkem Regen überlaufen können.

 Auf den zubetonierten Flächen
entstehen außerdem neue Straßen,
die die Landschaft zerschneiden.
Dadurch gehen Lebensräume für
Pflanzen und Tiere verloren. Hinzu
kommt, dass die Industrieansiedlung
Lärm erzeugt, der Tier und Mensch
stresst. Die neuen Gebäude, die auf
versiegelten Böden gebaut werden,
kosten viel Energie: Sie müssen
gewartet, beheizt und gekühlt
werden, was wiederum Folgen für
das Klima hat.

 Versiegelte Böden lassen sich nur
schwer wieder entfernen. Im Boden
bleiben oft Reste von Beton und
Asphalt zurück, die die Fruchtbarkeit
des Bodens nachhaltig beeinflussen.

- Das im Plangebiet anfallende Regenwasser wird in zwei
zentralen Regenwasserbehandlungsanlagen gesammelt und
nach der Reinigung in zwei geeignete angrenzende Flächen zur
Versickerung eingeleitet. Für diese Flächen liegt eine positive
gutachterliche Untersuchung vor. Somit wird das anfallende
Regenwasser dem Grundwasser zugeführt. Eine Ableitung des
Regenwassers über die Kanalisation ist nicht vorgesehen. Das
Hochwasserrisiko wird zukünftig minimiert, da das Plangebiet
zukünftig fast in Gänze auf hochwasserfreies Niveau gebracht
wird. Aufgrund der Größe der Versickerungsflächen ist hier
ebenfalls eine Hochwassergefährdung auszuschließen.

- Der Bebauungsplan Nr. 232 sieht lediglich eine Neuerrichtung
von Straßenflächen im öffentlichen Bereich als Zufahrt zum
Hafengebiet vor. Gleichwohl wird ein hoher Versiegelungsgrad
von knapp 90% des Plangebiets vorgesehen. Durch die
zunehmenden Verkehre aus dem Plangebiet wird es
notwendig, dass einige Knotenpunkte im Nahbereich des
Rhein-Lippe-Hafens hinsichtlich Signalisierung und ggf. Ausbau
angepasst werden müssen. Dies hat jedoch keinen Einfluss auf
bestehende Biotopverbünde. Die Dächer der Gebäude im
Plangebiet sollen zukünftig begrünt und zeitgleich für die
Installation von Photovoltaikanlagen genutzt werden. Die
Begrünung hat nachweislich einen positiven Einfluss auf das
lokale Klima, verringert auch die Notwendigkeit der Kühlung
des Gebäudes und den Regenwasserabfluss.

- Wie zuvor ausgeführt wird die zukünftige Versiegelung des
Hafengebiets in Ökokonten auf Weseler Stadtgebiet dauerhaft
ausgeglichen.



Wir bitten höflichst um Kenntnisnahme und
Rückantwort.

 Eingriff in Natur ist verheerend.

 Unnötige Rodungen sind zu vermeiden,

 benötigte Zufahrten genauer zu planen,

 neben Ausgleichsflächen sollen auch
Bestandsflächen behalten werden auf
die vor Ort ansässige Tiere ausweichen
können,

 bevor neue Hallen gebaut werden, soll
der Leerstand an anderer Stelle im Kreis
Wesel minimiert werden,

 schon überplante und erschlossene,
aber noch nicht genutzte Flächen sollen
vorrangig genutzt werden,

23.01.2023
Eingang mit
Mail vom
25.01.2023

- Der Eingriff in die Fläche wird gemäß den gesetzlichen
Vorgaben in verschiedenen Ökokonten der Stadt Wesel
dauerhaft ausgeglichen.

- Die Bäume, die aufgrund der Planung entnommen werden
müssen, werden innerhalb des Plangebiets ausgeglichen. Am
südlichen und östlichen Rand des Plangebiets wurden bereits
Ersatzpflanzungen durchgeführt. Ergänzend dazu wurden
Nisthilfen angebracht.

- Die Zufahrt zum Plangebiet ist ausschließlich über die Straße
Zum-Rhein-Lippe-Hafen vorgesehen. Weitere Zufahrten in das
Plangebiet sind nicht vorgesehen und werden über
entsprechende Festsetzungen ausgeschlossen.

- Das Plangebiet ist umgeben von Grünflächen, die größten Teils
auch Ausgleichsflächen sind. Diese werden dauerhaft erhalten
und bieten somit ein mögliches neues Habitat für verschiedene
Tiere. Darüber hinaus bieten neugepflanzte Bäume in
Verbindung mit Nisthilfen eine weitere Ausweichmöglichkeit für
Vögel.

- In der Stadt Wesel stehen keine vergleichbaren Flächen für
flächenintensive Hafenentwicklungen entlang der
Wasserstraßen zur Verfügung. Über die Entwicklung anderer
zur Verfügung stehenden Flächen innerhalb des Kreis Wesel
entscheiden die jeweiligen Städte. Die Stadt Wesel hat hierauf
keinen Einfluss.

- Es existieren auf dem Weseler Stadtgebiet noch einige Flächen
für gewerbliche Entwicklungen, die sich derzeit auch aktiv in der
Vermarktung befinden. Diese sind für eine solche
flächenintensive Entwicklung, wie im Bereich des Hafens
geplant, nicht geeignet.



 Es sollte geprüft werden, was wirklich
nötig ist und zeitgemäß und achtsam
entschieden werden.

- Die Planung eines landesbedeutsamen Hafens ist schon seit
mehreren Jahrzehnten Teil des Landesentwicklungsplans des
Landes Nordrhein-Westfalen (LEP), der unter anderem eine
Grundlage für den vorliegenden Bebauungsplan ist. Die
Überlegungen hierzu wurden durch die verschiedenen
Anpassungen des LEP fortgeschrieben. Bei diesen
Fortschreibungen werden immer auch die aktuellen
Entwicklungen betrachtet und die Ziele und Grundsätze
dahingehend überprüft. Eine zeitgemäße Entwicklung wird
somit sichergestellt.

 Bisheriges „kleines Paradies“ mit
Nischen für viele Pflanzenarten und
Vogel-, Amphibien- und anderen
Tierarten

 Erholungsmöglichkeit für Radfahrer und
Spaziergänger

 Dieses kleine, aber wunderbare Stück
Natur wurde und wird nun auf übelste
verwundet: viele, zum Teil sehr alte,
Bäume wurden gefällt, ganze Wälder
gerodet, Raum für Tiere und Pflanzen
aber auch den Menschen,
unwiederbringlich zerstört.

 Große Hallen nehmen Vögeln und
anderen Tieren ihren Lebensraum,
Pflanzen werden zerstört, platt gemacht
und Boden verdichtet, so dass auch in
tieferen Lagen kein Leben mehr möglich
ist. Hohe Lichtverschmutzung sowie
eine zunehmende Lärmbelästigung

29.01.2023

- Die Entwicklung des Rhein-Lippe-Hafens beruht auf der
Zielsetzung der Landesregierung an mehreren Standorten in
NRW sogenannte landesbedeutsame Häfen zu schaffen. Dies
wurde im Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) als Ziel
8.1-9 aufgenommen. Durch die Regionalplanung wird der
Bereich zwischen Lippe und dem Wesel-Datteln-Kanal als
Sonderfläche für die Entwicklung eines landesbedeutsamen
Hafens festgesetzt. Das Bauleitplanverfahren orientiert sich
somit an den landes- und regionalplanerischen Vorgaben.

Eine neue Fuß- und Radwegeverbindung soll zukünftig vom
Hafen entlang der nichtöffentlichen Hafenflächen zur
Emmelsummer Straße geführt werden.

Der Eingriff in bisher als größtenteils landwirtschaftlich genutzte
Fläche ist offensichtlich. Im Rahmen des Verfahrens wurde
durch Fachgutachter die vorhandene Flora und Fauna
aufgenommen. Darüber hinaus wurden die Einflüsse der
zukünftigen Hafenentwicklung untersucht. Hierbei wurden für
die festgestellten geschützten Tier- und Pflanzenarten



führen dazu, dass Mensch und Tier
immer schlechter Ruhe und Erholung
finden, ihr Biorhythmus nachhaltig
gestört wird.

 Ein Stück „grüne Lunge“ von Wesel ist
für immer zerstört. So wird der
Klimawandel weiter angefacht, anstatt
ihm entgegenzuwirken.

 Es wurde vieles vernichtet, Tiere
aufgeschreckt, vertrieben und getötet,
die Pflanzenwelt nachhaltig zerstört.

 Ich bitte Sie inständig, bei allen weiteren
Schritten intensiv an Natur und Mensch
zu denken und zu prüfen, welche
nachhaltigen, klimafreundlichen und
Biotop erhaltenden Maßnahmen der
Weiterarbeit es gibt. Bitte suchen Sie für
uns Menschen, die Tiere und Pflanzen
rund um die Lippe- und Rheinauen
zukunftsorientierte Wege, die das Klima
schützen und die Tier und Pflanzenwelt
in dem schützenswerten Biotop rund um
den Deltaport und den Hafen
Emmelsum erhalten.

entsprechende Maßnahmen entwickelt, die zum Erhalt der Art
beitragen sollen. Diese werden auf Grundlage der Vorgaben
des LANUV entwickelt und mit der Unteren Naturschutzbehörde
beim Kreis Wesel abgestimmt. Für die sogenannten
Allerweltarten werden keine besonderen Schutzmaßnahmen
vorgesehen. Diese profitieren entweder von den vorgesehenen
Maßnahmen für andere Arten oder bedürfen keiner besonderen
Vorkehrungen.

Die Versiegelung der Fläche wird auch über die Nutzung von
Ökokonten ausgeglichen. Die Flächen, die für den Ausgleich
herangezogen werden, werden zukünftig dauerhaft von
Bebauung freigehalten und entsprechend der Zielvorgaben
entwickelt. Dadurch steigt die ökologische Wertigkeit innerhalb
der einzelnen Ökokontoflächen.

Zur Vermeidung von Lichtverschmutzung wird eine
entsprechende textliche Festsetzung in den Bebauungsplan
aufgenommen. Diese ist explizit auf den Schutz von
Fledermäusen und Insekten ausgerichtet. Sie trägt aber durch
die Minimierung von Beleuchtung im Außenbereich auf das
notwendige Maß auch zu einer deutlichen Verringerung von
Lichtemissionen im Allgemeinen bei.

Gleichlautende Einwendung von
11 Personen

Gegen den am 17.12.2022 bekannt
gegebenen Bebauungsplan Nr. 232 “Am
Rhein-Lippe-Hafen - Süd“ und die
ebenfalls am 17.12. 2022 bekannt
gegebene 35. Änderung des
Flächennutzungsplans (Bereich: “Am

31.01.2023



Rhein-Lippe-Hafen - Süd“) möchten wir
folgende Einwände vorbringen:

Wie auch im Bebauungsplan angemerkt,
beruht die zu Grunde liegende
Marktanalyse auf Daten vor dem Brexit,
Corona-Pandemie und Ukraine-Krise. Wir
halten es für fragwürdig und gewagt
aufgrund dieser veralteten Prognosen von
einem solch hohen Wachstum des
Transportaufkommens auszugehen und die
Größe des Hafens daran festzumachen.
Unserer Ansicht nach müsste das Konzept
neu erstellt /überprüft werden.

Im Bebauungsplan wird angemerkt, dass es
sich um einen Wasser-Straße-
Umschlagplatz handeln wird. Dies
steht im Widerspruch zur Forderung des
LEP NRW (Ziel 8.1-9: ..." Die
Wasserstraßen und mit ihnen in
funktionalem Zusammenhang stehende
Flächen sind so zu entwickeln, dass sie die
ihnen zugedachten Funktionen im
multimodalen Güterverkehr (Wasser,
Schiene, Straße) angemessen erfüllen
können."). Dort wird multimodaler
Güterverkehr gefordert, der hier scheinbar
nicht realisiert werden möchte und dieses
angedachte Hafengebiet ist daher als
Erfüllung dieses Ziels ungeeignet. Die
Aussage, dass der Bebauungsplan Nr. 232

- Der Ausbau der Transportwege über den Wasserweg ist
weiterhin landespolitisches Ziel. Von daher ist eine
Hafenentwicklung geboten.

- In den Ausführungen des Landesentwicklungsplan NRW ist die
Rede von einer multimodalen Erschließung der Hafenflächen. 
Daraus lässt sich jedoch keine Pflicht der trimodalen Anbindung
aller Hafenflächen ableiten. Die Multimodalität ist auch dann 
gegeben, wenn lediglich zwei der drei genannten Verkehre 
realisiert werden. Im Fall des Rhein-Lippe-Hafens handelt es 
sich hier um die Binnenschifffahrt und den Transport per LKW. 
Die trimodale Anbindung der Weseler Hafenflächen ist nicht 
vorgesehen, widerspricht aber aus oben genannten Gründen 
auch nicht den Zielsetzungen des LEP NRW.
Darüber hinaus sei darauf verwiesen, dass die 
Schienenanbindung durch die in ca. 2,50 km Entfernung 
liegende Gleisinfrastruktur des Hafen Emmelsum abgedeckt 
werden kann.



im Einklang mit dem LEP NRW steht, sehen
wir daher nicht.

Distributionszentren werden hier als
wünschenswerte Unternehmen dargestellt.
Unserer Ansicht nach müssten
solche Zentren stark selektiert werden. Wie
beispielsweise im Bereich des
Bebauungsplans Nr. 233: das dort
realisierte Tiefkühl-Zentrum kann nicht
wirklich eine, mit einer zukunftsorientierten
Klimapolitik einhergehende Entscheidung
sein. Obst, Gemüse und Fleisch aus fernen
Ländern sollen hier noch günstiger
und einfacher zum Kunden gebracht
werden. Dies steht einem
klimaverträglichen regionalen Einkauf
entgegen. Es muss nicht jeder, der eine
Fläche haben möchte, auch eine angeboten
bekommen.

Schwerguttransporte sind sicherlich auf
Wasserwegen gut untergebracht. Hier in
Hafennähe haben wir dann aber eine starke
Belastung der Straßen. Zum einen werden
die Straßen häufig durch die Belastung
ausgebessert werden müssen zum anderen
sehen wir gerade die Verbindung zur B58n
als kritisch, da dies Transporte alle
über die doch recht betagte Lippebrücke
müssten.

- Die vorgeschlagene Selektion von Unternehmen ist nicht
Gegenstand eines Bebauungsplans, sondern obliegt dem
Eigentümer der Flächen. Durch den Bebauungsplan Nr. 232
kann nur indirekt ein Einfluss auf den zukünftigen Nutzer
genommen werden. Hier ist auf die Einhaltung aller textlichen
und zeichnerischen Festsetzungen zu verweisen.

- Die umliegenden Straßen sind für die Aufnahme von Lkw und
den damit einhergehenden Belastungen geeignet. Die
Straßenbaulastträger (Kreis Wesel und Landesbetrieb
Straßen.NRW) sind für Zustand und mögliche Ausbesserungen
an den umliegenden Straßen und Brücken zuständig.



Die stark steigenden Verkehrsteilnehmer
die mit einer solchen Hafenvergrößerung
einhergehen sind belastend für Umwelt und
Menschen. Die Feinstaubbelastung wird in
dieser Region ansteigen und
möglicherweise zu Gesundheitsbelastungen
beitragen.

Die betroffene Fläche von ca. 33ha soll auf
eine Höhe von 24,5 m über NN
angeschüttet werden. Wie werden die
hierbei entstehenden CO2- und
Feinstaubausstöße kompensiert? Die
betroffene Fläche steht dann ja leider nicht
mehr zum CO2 Abbau zur Verfügung. Gibt
es hierzu Berechnungen?

Der Boden darunter ist unwiederbringlich
verloren. Im LEP NRW wird zum einen in
Punkt 7.2-5 Landschaftsschutz und
Landschaftspflege gefordert:
"Auch außerhalb von Gebieten für den
Schutz der Natur soll Freiraum, der sich
durch eine hohe Dichte an natürlichen oder
kulturlandschaftlich bedeutsamen
Elementen, an für gefährdete Arten und
Lebensräume bedeutsamen
Landschaftsstrukturen oder durch
besondere Eigenart und Schönheit
auszeichnet, vor Inanspruchnahmen
bewahrt werden, durch die seine Leistungs-
und Funktionsfähigkeit oder besondere

- Es ist nicht erkennbar, dass es durch die Hafenentwicklung zu
nicht hinnehmbaren Belastungen kommen wird.

- Zur Veränderung der Aufnahmefähigkeit des Bodens gibt es
keine Aussagen. Einige Maßnahmen, die im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens festgesetzt werden, können jedoch dazu 
beitragen, dass die Fähigkeit zur Aufnahme von CO2 verbessert
wird.

- Den beiden genannten Grundsätzen aus dem LEP NRW steht
das Ziel 8.1-9 (Landesbedeutsame Häfen und Wasserstraßen)
gegenüber. Demnach sollen in den aufgezählten Städten in
NRW öffentlich zugängliche und multimodal erschlossene
Hafengebiete entstehen. Innerhalb der Regionalpläne sollen die
Standorte für diese landesbedeutsamen Häfen näher definiert
werden.

Das Ziel 8.1-9 des LEP NRW ist gemäß Raumordnungsgesetz
ein bereits abgewogener Sachverhalt, der für die weiteren
Planungsebenen (Regionalplan, Flächennutzungsplan sowie
Bebauungsplan) verbindlich zu beachten und umzusetzen ist.
Eine separate Abwägung des Zieles in den weiteren
Planungsstufen muss nur noch bedingt stattfinden. Hierbei
werden aber nur Belange berücksichtigt, die in der vorherigen
Planungsstufe nicht erkennbar waren.



Wertigkeit erheblich beeinträchtigt werden
kann."

zum anderen wird in Punkt 7.5-2 Erhalt
landwirtschaftlicher Nutzflächen und
Betriebsstandorte gefordert:

"Die im Freiraum liegenden, von der
Landwirtschaft genutzten Flächen sollen,
als wesentliche Grundlage für die
Produktion von Nahrungsmitteln und
nachwachsenden Rohstoffen erhalten
werden.
Wertvolle landwirtschaftliche Böden mit
besonders hoher natürlicher
Bodenfruchtbarkeit oder besonderer
Eignung für eine landwirtschaftliche
Nutzung sollen für Siedlungs-
und Verkehrszwecke nicht in Anspruch
genommen werden.
Landwirtschaftliche Betriebe sollen in ihrem
Bestand und ihren Entwicklungs-
möglichkeiten gesichert werden. Bei
unvermeidbaren Inanspruchnahmen
landwirtschaftlicher Nutzflächen sollen
negative Wirkungen auf landwirtschaftliche
Betriebe so gering wie möglich gehalten
werden. [...]"

Beide Punkte sehen wir hier in keinster
Weise betrachtet. Das anzuschüttende
Gebiet unterscheidet sich nicht

Anders verhält es sich bei Grundsätzen des
Landesentwicklungsplans. Diese müssen auch Eingang in die
weiteren Planungsebenen finden und werden dort weiter
konkretisiert. Sie dienen als Grundlage für eine nachfolgende
Abwägung. Hierbei müssen die Grundsätze jedoch auch gegen
weitere Sachverhalte abgewogen werden. Allerdings müssen
im Rahmen der Abwägung besonders gewichtige Belange
vorliegen, um einen Grundsatz der Raumordnung zu
überwinden.

Im Ergebnis ist das Ziel 8.1-9 des LEP NRW höher zu
bewerten, als die beiden angeführten Grundsätze. Durch die
landesplanerische Notwendigkeit der Entwicklung eines
Hafengebiets in Wesel und aus Mangel an alternativen
Standorten überwiegt die Hafenentwicklung (Ziel) die Aussagen
zu Landschaftsschutz und Landwirtschaft (Grundsätze).



wesentlich von dem LSG "Der Huck" und
war unseres Wissens nach auch einst ein
LSG (zumindest war es als ein solches
beschildert).

Der Erhalt der landwirtschaftlichen Fläche
ist hier bestimmt ebenso von Bedeutung.
Aufgrund der Klimakatastrophe ist es in den
letzten Dürrejahren sehr schwierig
ausreichend Heu für die Tiere zu
produzieren. Die hier zukünftig fehlenden
Flächen schmerzen diesbezüglich
zusätzlich.

Die Pflanzungen welche bereits Herbst
2022 erfolgen sollten (Bebauungsplan
Abbildung 25/26) sind bis zum heutigen
Tage nicht durchgeführt. Lediglich sind am
30.01. acht Schwarzpappeln gesetzt
worden, welche unseres Erachtens nach
nicht die genannte Qualität von 18/20
aufweisen.

Im Umweltbericht werden dem betroffenen
Gebiet einige negative Auswirkungen
diagnostiziert. Diese sollen durch
Ökopunkte ausgeglichen werden. Die
Sinnhaftigkeit dieser Ökopunkte zweifeln wir
an. Die verlorengehende Fläche kann man
nicht durch Anbringen von Nistkästen
kompensieren und auch die stark verteilten
kleinen Ausgleichsflächen bringen für die

- Die Pflanzungen haben wie geplant stattgefunden. Neben den
Schwarzpappeln wurden gemäß den Vorgaben des
Bebauungsplans Nr. 232 weitere Strauchgehölze gepflanzt. Im
Verlauf der weiteren Planentwicklung werden die
Böschungskörper in Gänze mit entsprechenden Qualitäten
bepflanzt.

- Der Rückgriff auf Ökokonten zum Ausgleich eines Eingriffs
beruht auf den Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG). Die Ermittlung des notwendigen Ausgleichs erfolgt
auf Grundlage der "Numerischen Bewertung von Biotoptypen
für die Bauleitplanung in NRW", welche durch das Landesamt
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen
(LANUV) herausgegeben wird. Dementsprechend erfüllen die
vorliegenden Bilanzierungen zu Eingriff und Ausgleich die
aktuellen gesetzlichen Grundlagen.



betroffenen Tiere und Pflanzen nicht den
benötigten Lebensraum zurück.

Auch die Tatsache, dass das LSG stark von
der Industriefläche durchzogen ist, führt
dazu, dass beispielsweise der Wildkorridor
zum alten Spülfeld (am Kanalzulauf,
Silberweidenwald) unserer Meinung nach
viel zu gering ist und nicht mehr von den
Tieren angenommen wird. Damit ist der
Silberweidenwald für einige Tierarten nicht
mehr erreichbar.

In der Landschaftsbildbewertung wird die
Wirkzone I genauer beschrieben. Der
Splittersiedlung an der Emmelsumer Straße
werden unter anderem Obstbestände ohne
alte Hochstämme zugeschrieben. In dieser
Splittersiedlung gibt es durchaus alte
Hochstamm-Obstbäume. Hier müsste eine
Überprüfung der Bewertung stattfinden.

Die Ausgleichsfläche Ökokonto WLM-Ö-05
"Lippedorf Obstgarten" ist in unseren Augen
zum Teil eher eine Mülldeponie und mit
Schadstoffen belastet statt eine
Ausgleichsfläche. Hier stellt sich für uns
wieder die Frage der Sinnhaftigkeit der
Öko-Punkte.

Im Zusammenhang mit Schadstoffen: Bei
einem Spaziergang ist aufgefallen, dass die
Sanierungsarbeiten am alten VEBA-Ölhafen

Die vorgesehenen Ersatzmaßnahmen entsprechen ebenso den
aktuellen Vorgaben des LANUV und wurden durch die Untere
Naturschutzbehörde überprüft. Im laufenden Verfahren werden
Maßnahmen überarbeitet und zukünftig durch Fachpersonal
regelmäßig im Rahmen eines Monitorings überprüft.

- Die Bewertung der Wirkzone I wird überprüft und ggf.
angepasst.

- Die Missstände sind der Stadt Wesel bekannt und werden
abgestellt. Das Ökokonto wird in den kommenden Monaten
entsprechend der Abstimmungen mit der Unteren
Naturschutzbehörde beim Kreis Wesel hergerichtet. Zukünftig
entspricht es somit den Zielbeschreibungen und die Ökopunkte
können nach Anerkennung der UNB genutzt werden.

- Aufgrund der der Stellungnahme beigefügten Fotos wurde mit
Mail vom 01.02.2023 die Ordnungsbehörde der Stadt Wesel
sowie die DeltaPort GmbH & Co. KG beteiligt.



nicht gerade gewissenhaft durchgeführt
werden. Die Säcke für asbesthaltige Abfälle
waren nicht ordentlich verschlossen und es
flogen einige leicht gebundene Asbest-
Fasern umher (Foto anbei). Dies spricht
nicht für die Wahl der Unternehmer und
deren Verständnis für den Umweltschutz.

Ganz allgemein fehlt uns bei dem Verfahren
zum Bebauungsplan bzw. zum
Flächennutzungsplan die Betrachtung der
weiter fortschreitenden Klimakatastrophe.
Wie sinnvoll ist es eine globale Wirtschaft
zu fördern, wenn wir wissen, dass dies mit
einer massiven CO2-Produktion einhergeht.
Warum werden in den Bebauungsvorgaben
keine Forderungen zu erneuerbaren
Energien gemacht?

Die Bemerkung zu den Delta Port Projekten
zur Nachhaltigkeit, welche hier in Wesel
keine Anwendung finden, ist hier nicht
relevant und würden wir als "green
washing" bezeichnen.

Welche Risiken birgt die Klimakatastrophe
für den Hafen? Wie geht man mit zukünftig
vermehrt zu erwartenden
Niedrigwasser um? Wo werden diese
Risiken betrachtet?

- Durch den Teil B der städtebaulichen Begründung, dem
Umweltbericht, werden die Auswirkungen des Bebauungsplans
auch auf das Klima betrachtet. Ein globaler Blickwinkel wäre
hierbei nicht zielführend, da ein direkter Zusammenhang
zwischen dem Bebauungsplan Nr. 232 und dem Fortschreiten
des globalen Klimawandels nicht abgeleitet werden kann.
Gleichwohl wird durch die Steigerung der Logistik über den
Wasserweg eine verbesserte CO2-Bilanz erwartet. Neben der
Dachbegrünung wird im Bebauungsplan Nr. 232 zukünftig auch
die Nutzung von Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen
festgesetzt.

- Die Ausführungen zu den Bestrebungen von Delta Port dienen
als Hinweis auf die Entwicklungsmöglichkeiten für die
Hafenentwicklung. Über deren tatsächliche Anwendung kann
der Bebauungsplan keine Aussagen treffen.

- Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens werden die Folgen der
Hafenentwicklung auf das Klima betrachtet. Der
Bebauungsplan Nr. 232 bereitet die Entwicklung eines Teils des
Rhein-Lippe-Hafens vor. Es werden aus diesem
Bebauungsplan keine Maßnahmen abgleitet, wie dem
Klimawandel zu begegnen ist. Hier braucht es auf
übergeordneter Ebene Lösungsstrategien. Eine Betrachtung



Hier gibt es noch ein kleine Stück Land,
welches viele Tiere und Pflanzen
beheimatet, dies wird auch aus den von
Ihnen vorgelegten Berichten bestätigt.
Meiner Meinung nach sind wir verpflichtet,
diese zu schützen und zu pflegen. Ob die
ganzen von Ihnen getroffenen Ausgleichs-
Maßnahmen funktionieren ist fraglich. Wenn
man im Nachhinein sieht, dass die
Maßnahmen nicht in gewünschter Weise
greifen, ist es zu spät. Die Nachrichten sind
voll von Meldungen bzgl. Insektensterben,
fehlender Biodiversität und dergleichen.

Wenn hier Tiere wie die Kreuzkröte und
außergewöhnlich viele seltene Fledermäuse
beheimatet sind, ist es für uns nicht
nachvollziehbar, diesen Tieren den
Lebensraum zu nehmen. Diese Tiere
gehören geschützt statt der Industrie den
Vorrang zu geben.

Leider ist es mir in der kurzen Zeit, die der
Öffentlichkeit bleibt diese Unterlagen
durchzusehen, nicht vollumfänglich
gelungen, alles zu erörtern.

Gerne würde ich mir vorbehalten noch
weitere Argumente nachzutragen.

aller großräumigen Risiken ist nicht geboten, da diese im
Rahmen der Bauleitplanung nicht bewältigt werden können.



Wann hören wir auf, nur ans Geld zu
denken?`
Gleichlautende Einwendung von
19 Personen - Unterschriftenliste

 Wir die Unterzeichner legen hiermit
Widerspruch gegen die geplante
Aufschüttung und Zerstörung unserer
Heimat im Bereich südlich des Weseler
Lippehafens ein, wegen....

1.
des Verlustes eines weiteren Stückes
Heimat und der durch die Kulisse einer
Container- oder Wellblechhallenlandschaft
optischen Verschandelung des
Landschaftsbildes eines unmittelbar zu Fuß
zu erreichenden Naherholungsgebietes;
2.
der Vernichtung von hunderten für die
niederrheinische Landschaft
charakteristischen Bäumen (Kopfweiden,
Weißdomeinzelbäumen, riesigen Eschen
mit Bruthöhlen verschiedener Vogelarten
usw.);
3.
der Vernichtung der in diesem Ökosystem
lebenden oder mit ihm verbundenen
Lebensgemeinschaft, auch vieler Rote Liste
Arten (s. die in Auftrag gegebenen
Gutachten der ILS);
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- Erläuterungen zu den Punkten s.u.



4.
der Versiegelung von 27 ha bisher nicht
vom Menschen veränderten Auenbodens
unter extensiv genutzten Wiesen;

5.
der potentiellen Gefährdung der Anwohner
durch drohende zukünftige Hochwasser
von Rhein und Lippe, da den Flüssen durch
die geplante gewaltige Anschüttung
potentielle Überflutungsfläche genommen
wird;

6.
der potentiellen Gefährdung der Anwohner
durch die dort möglicherweise gelagerter
und umgeschlagener Gefahrstoffe;

7.
der zu erwartenden Lärmimmissionen in der
Umgebung in der Bauphase und vor
allem durch den vorausgesagten massiv
zunehmenden LKW und PKW Verkehr und
weiteren Lärms in Folge der Arbeiten auf
dem Gelände selbst;

8.
der zu erwartenden massiven Steigerung
der Schadstoffimmissionen (insbesondere
Stäube und Stickoxide) in der näheren
Umgebung, durch die Zunahme der
Verkehre (Schiffe, Dieselloks, LKW) und
durch die Versiegelung der Fläche, die eine



erneute Mobilisierung bereits auf dieser
Fläche nieder gegangener Immissionen
bewirken wird.

9.
der Nichtberücksichtigung des
Zusammenhangs der gesamten
Auswirkungen aller in den letzten Jahren
realisierten und noch nicht abschließend
bewertbaren Folgen für das
Verkehrsaufkommen und noch nicht
abschließend bewertbaren Folgen für
Mensch und Natur im gesamten Umfeld
(Kreis Wesel insbesondere Voerde,
Dinslaken, Wesel, Hünxe und darüber
hinaus)

10.
der Verfehlung aller Klimaschutzziele oder
Absichtserklärungen.

Nähere Ausführungen zu den Punkten

Zu den Punkten 1-2:
Nun soll Lippedorf neben Emmelsum auch
noch sterben. Lippedorf und Emmelsum,
das was einmal weite niederrheinische
Überflutungsflächen waren, die deshalb im

- Einige Ausführungen beziehen sich nicht auf Verfahren der
Stadt Wesel zum Bebauungsplan Nr. 232, sondern nehmen
Bezug auf Verfahren, bzw. Gegebenheiten in der Stadt Voerde.
Zu diesen Punkten wird im Rahmen der Abwägung zum
Bebauungsplan Nr. 232 keine Stellungnahme seitens der Stadt
Wesel abgegeben werden.

- Die weitgehende Versiegelung der Fläche des zukünftigen
Rhein-Lippe-Hafen ist nicht von der Hand zu weisen. Dieser
Eingriff wird jedoch durch die Nutzung von Ausgleichsflächen
auf Weseler Stadtgebiet größtenteils funktionsgleich



Laufe von Jahrhunderten zu einer nur
extensiv genutzten Kulturlandschaft mit
Überflutungsgräben, Hecken und
Baumsolitären umgeformt wurden, sind
durch die Ansiedlung von Schwerindustrie
wie dem Öllager im Ölhafen und der
Aluhütte in den 60er und 70er Jahren
des letzten Jahrhunderts bereits zerstückelt
worden. Jetzt wird zum finalen Angriff auf
die letzten Reste der Natur- und
Kulturlandschaft, gerufen. Über 150 Hektar!
Land, ein Großteil davon mit Weißdorn und
anderen Bäumen bestandene extensive
Wiesen, z.T. im Überflutungsbereich sollen
insgesamt (Flächen die Deltaport bewirbt)
versiegelt werden.
Delta Port wirbt seit Jahren bereits mit der
Vermarktung selbst der Flächen (auch der
hier angesprochenen, wo die
Einwendungen noch ausstehen) noch bevor
eine Genehmigung zu deren Zerstörung
überhaupt erteilt ist! Es ist sehr frustrierend
Einwände zu formulieren, wenn offenbar eh
alles schon vorab entschieden ist.
Neben den bestehenden ca. 60 ha Fläche
mit der altansässigen Industrie
(Aluminiumhütte und ehemaliges KHD
Werk) umfasst die neue Industrieansiedlung
ca. 37 ha im Industriegebiet nördlich der
Böskenstraße, 50 ha nördlich des
Lippehafens, 23 ha zwischen Emmelsumer
Hafen und Kanal, 16 ha für die
Westerweiterung des Hafens Emmelsum.

ausgeglichen. Die genutzten Ökokonten gewährleisten ein
dauerhaftes Freihalten sowie eine ökologische Aufwertung der
entsprechenden Flächen.

- Die Vermarktungsstrategien von Flächen obliegt dem
Eigentümer. Das Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 232 wird
ergebnisoffen geführt. Es ist erklärte Absicht der Stadt Wesel,
die Hafenflächen im Sinne der landesplanerischen
Entwicklungsziele zu entwickeln.



Alle diese Flächen waren vor 20 Jahren
noch naturnahe Räume, wie sich leicht den
historischen Luftaufnahmen des Geoportals
des RVR entnehmen lässt. Mit zahlreichen
alten Weißdomhecken, Obstbäumen
Eschen, Kopfbäumen, riesigen
Einzelbäumen bestanden. Weitere 18 ha
westlich der Aluhütte plant ein
Logistikbetrieb im Verein mit der
Statdverwaltung Voerde gerade „zu
entwickeln“, wodurch wiederum Jungwald,
Obstbäume und Wiesen vernichtet werden.
Nun sollen hier die letzten 30 ha, das
ökologisch bedeutsamste, weil
unberührteste Stück Kulturland vernichtet
werden. Ein gigantischer Flächenverbrauch,
der den Kreis Wesel weiter an die Spitze
der Kreise/Städte mit dem höchsten
absoluten Flächenverbrauch befördert. Da
wo jetzt noch ein einzigartiger Natur- und
Kulturraum Naherholung und Schutz für
Mensch und Tiere bietet, entsteht weitere
Blechhallenarchitektur, ein Legoland mit
gigantischen hässlichsten Bauwerken
(Becker, Drehkopf, Elsinghorst, ehemalige
KHD Werke, Byk Chemie, Tretford, Rhenus,
Nordfrost Erdbohr); die Liste grauer, gelber,
blauer Hallengebäude die aus dem Boden
gestampft wurden, ist lang; die Anwohner
der in den Gutachten als Splittersiedlungen
diskreditierten Weiler Emmelsum und
Lippedorf müssen diese alle schon



jetzt ertragen, wie auch jeder Besucher des
zwischen B58n und Lippehafenkulisse
eingezwängten inselhaften
Naturschutzgebietes Lippemündung. Die
seit Jahrzehnten in immer wieder neuen
Strategie- und Absichtserklärungen
geäußerten Ziele seitens der Politik
verschiedener Ebenen, die
Neuversiegelung von Flächen zu reduzieren
oder gar auf null zu bringen sind vor dem
Hintergrund der hier geschaffenen Fakten
ein Witz.

Zu Punkt 3
Bei der Fläche handelt es sich um ein
einzigartiges Ökosystem. Nach der
Zerstörung der 138 Weißdornsolitäre für die
Westerweiterung Emmelsum gibt es
nirgends sonst am unteren Niederrhein
noch so alte, ungeschnittene
Weißdornbäume in so großer Zahl. Von
dem einstigen weitläufigen
Weißdornlebensraum, der das Gebiet
zwischen Rhein und Lippe kennzeichnete,
wird also nichts übrigbleiben. Die hier zu
betrachtenden Flächen südlich des
Lippehafens gelten planungsrechtlich als
Industriegebiet und keine Einsicht in die
tatsächlich vorhandenen Gegebenheiten,
nach denen es sich um ein Kleinod extensiv
genutzter landwirtschaftlicher Nutzflächen
mit uraltem Baum- und Heckenbestand,
Rückzugsgebiet für tausende Tiere und

- Die planungsrechtlichen Grundlagen zum Bebauungsplan Nr.
232 bilden nicht die gegenwärtige Nutzung ab, sondern
formulieren das Entwicklungsziel für diese Fläche. Dabei beruht
der Flächennutzungsplan auf den landes- und
regionalplanerischen Vorgaben. Diese sehen für den Raum die
Entwicklung eines landesbedeutsamen Hafens vor (vgl. Ziel
8.1-9 LEP NRW). Dieses Ziel der Landesplanung widerspricht
zwar der Festlegung des LANUV als "schutzwürdiges Biotop",
ist trotzdem für die nachfolgenden Planungsebenen bindend
und findet sich u.a. im Ziel 1.7-1 des aktuell in Aufstellung
befindlichen Regionalplan Ruhr wieder.



geschützte Tierarten und ein bedeutendes
Gebiet im Sinne der Biotopvernetzung
zwischen Rhein und Lippe handelt, vermag
die Planer davon absehen zu lassen, darauf
zu pochen, dass es sich eben nur um ein
Industriegebiet handelt, das der
systematischen, großflächigen Zerstörung
überführt werden darf. Sie entscheiden das
einfach so, obwohl die biologische
Wertigkeit des Gebiets, jene angrenzender
Naturschutzgebiete ganz deutlich
übersteigt. In den Karten des Geoportals
des Landesamtes für Natur, Umwelt
und Verbraucherschutzes wird das hier zur
Diskussion stehende Gebiet auch als
„Schutzwürdiges Biotop“ klassifiziert und
ausgewiesen. Warum diese Einschätzung
hier einfach ignoriert wird, bleibt unklar.
Bei der Westerweiterung des Emmelsumer
Hafens haben wir bereits auf die Bedeutung
der dort und hier (s. Abb.) vorhandenen
uralten Weißdornsolitäre für den unteren
Niederrhein hingewiesen. Nirgends in
Deutschland gab es eine solch große Zahl
ungeschnittener uralter Weißdornbäume.
Der größte von ihnen und mit Sicherheit der
größte Weißdorn Deutschlands stand der
Westerweiterung des Emmelsumer Hafens
im Weg. Unsere Einwände man möge
doch die Besonderheit und Einmaligkeit
dieses Biotops berücksichtigen, das
Emmelsum und Lippedorf prägt, wurde von
Seiten der Planer ignoriert. Die uralten



Weißdorne westlich des Emmelsumer
Hafens „werden umgepflanzt“ hieß es und
diejenigen auf der Fläche südlich des
Lippehafens „seien nicht Gegenstand des
derzeitigen Verfahrens“ - jetzt sind sie es!!
Auf die Unmöglichkeit einer Verpflanzung
von Weißdömem mit einem Stammumfang
von über zwei Metern haben wir seinerzeit
bereits vergeblich schriftlich und in der
Anhörung hingewiesen. Die absehbare
Unmöglichkeit wurde noch verstärkt durch
die konkret äußerst unprofessionelle Art, mit
der die Bäume aus der Erde gerissen und
an den neuen Standort verbracht wurden
(welcher im Übrigen zuvor ebenfalls mit
Weißdomsolitären bestanden war,
die im Zuge der Auskiesung vor ein paar
Jahren einfach gerodet wurden (s. z.B. RVR
Luftaufnahmen westlich auf dem Byssum.)).
Die Bäume sind nicht angegangen! Aber
auch für dieses ja absehbare Szenario
haben die Planer etwas in den
Planfeststellungsbescheid zur
Westerweiterung reingeschrieben: „Das
Gelingen der Verpflanzung der 138
Weißdömer ist über drei Jahre zu
dokumentieren und bei Nichtanwachsen ist
für Ersatz zu sorgen“. Das es prinzipiell
nicht möglich ist, Ersatz für so alte Bäume
zu schaffen, kommt ihnen nicht in den
Sinn. Etliche Käferarten zum Beispiel, sind
auf das alte Holz des äußerst langsam
wachsenden Weißdoms angewiesen. Aber

- Die Artenschutzprüfung folgt den Empfehlungen des LANUV
und der VV-Artenschutz des MKULNV (2016) sowie den
Vorgaben der gemeinsamen Handlungsempfehlung des



die Käfer wurden dort wie hier bei der
Kartierung nicht mit aufgenommen. Wie
man sich eine solche Ersatzpflanzung
vorstellen kann, kann man entlang des sog.
„Hülskensradweges“ betrachten: kniehohe,
leichte Heister, die auf dem angeschütteten
Boden und in Folge der trockenen Sommer
bereits jetzt überwiegend verkümmert sind.
Und selbst wenn sie anwachsen, dauerte es
Jahrzehnte, bis ihre Blüten, als einzige
Tracht Mitte bis Ende Mai den Wildbienen
und anderen Insekten zur Verfügung
ständen, bis ihre Früchte den alljährlich
durchziehenden Schwärmen an
Wacholderdrossel Nahrung sein könnten.
Aber auch die Wildbienen wurden und
werden in den vorliegenden Gutachten nicht
berücksichtigt und die winterlichen
Wacholderdrosselschwärme tauchten
wohl an den Tagen der Begehung durch die
ILS auch nicht auf und wenn, wären sie
wahrscheinlich durch Einordnung in die
Kategorie „Allerweltsarten“ als für
verzichtbar erklärt worden. Von den
Verfassern der Gutachten werden die
wichtigsten Gruppen von Insekten
(Hautflügler, insbesondere Wildbienen und
Schlupfwespen; Käfer, insbesondere
Laufkäfer und Bockkäfer, Schmetterlinge,
Fliegen), die auf den extensiv genutzten
Wiesen oder vom und im Weißdorn leben,
gar nicht erfasst. Auch unter ihnen finden
sich etliche geschützte Arten.

MUNLV NRW und des MWEBWV NRW "Artenschutz in der
Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von
Vorhaben" vom 22.12.2010. Im Rahmen einer
Artenschutzprüfung sind gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG die Tier-
und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-RL und
Europäische Vogelarten zu betrachten. Das LANUV hat für
Nordrhein-Westfalen eine fachlich begründete Liste der so
genannten "planungsrelevanten Tier- und Pflanzenarten"
zusammengestellt, für die eine Art-für-Art-Betrachtung
erforderlich wird. In der entsprechenden Liste für Bereich des
(zukünftigen) Rhein-Lippe-Hafens befinden sich keine Insekten,
weshalb diese auch nicht im Rahmen der Kartierung
aufgenommen wurden.

- Die Zuordnung zu den sogenannten "Allerweltsarten" erfolgt
nicht willkürlich, sondern beruht auf den Aussagen des LANUV.
Bei diesen Arten ist die Gefährdung deutlich geringer als bei
den planungsrelevanten Arten, weshalb nicht jede im
Plangebiet vorkommende Art näher untersucht und
entsprechende Maßnahmen entwickelt wurden.



Aber selbst die zahlreichen seltenen Arten,
die sogar in der Umweltverträglichkeits-
studie aufgelistet wurden (23
planungsrelevante! Vogelarten, vom
Abendsegler bis zur Zwergfledermaus zehn
Fledermausarten und mit der Zauneidechse
und der Kreuzkröte auch streng geschützte
Reptilien und Amphibien) ändern nichts an
der Einschätzung der Gutachter, dass eine
„Verträglichkeit mit den vorhandenen
Schutzausweisungen [...] gegeben ist.“
Weiter heißt es im Fazit der UVS: „Nur
wenige Aspekte, wie die
Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden,
Klima und Landschaftsbild, sind als
nachhaltig zu beurteilen (mittlere bis hohe
Beeinträchtigung). Hinzu kommen die
artenschutzrechtlichen Konflikte (Schutzgut
Pflanzen und Tiere)“, (kursive
Hervorhebung durch uns). Wenn Boden
und Klima und Landschaftsbild und
artgeschützte Pflanzen und artgeschützte
Tiere als „nur wenige nachhaltig
beeinträchtigte Aspekte“ eingeordnet
werden dürfen, erscheint es uns als
verzweifeltes und hoffnungsloses
Unterfangen, wenn wir hier doch auf deren
Bedeutung hinweisen.
Die sog. Kompensationsmaßnahmen, wie
das Aufhängen von Nisthilfen in den
verbleibenden Naturresten rund um das
zerstörte Plangebiet, das Neupflanzen von
Heistern und Bäumchen irgendwo, wo man

- Es steht nicht in Abrede, dass durch die Planung im Bereich
des Rhein-Lippe-Hafens artenschutzrechtliche Konflikte
auftreten können und werden. Jedoch ist auf Grundlage der
vorher angeführten Punkte davon auszugehen, dass die
artenschutzrechtlichen Konflikte auf ein Mindestmaß reduziert
werden können. Der Einfluss der Planung auf dieses Schutzgut
wird dementsprechend als wenig nachhaltig beschrieben.

- Die Maßnahmen zum Schutz der im Plangebiet festgestellten
planungsrelevanten Arten beruhen ebenso auf Vorgaben des
LANUV und werden in Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehörde beim Kreis Wesel durchgeführt und
überwacht.



noch Platz findet oder das Abschieben des
Mutterbodens sind noch nicht mal
Feigenblätter, mit denen man die
Zerstörung einmaliger Naturflächen nicht
ausgleichen und nicht ungesehen machen
kann. Überhaupt drängt sich bei
Betrachtung der verschiedenen Flächen,
mit der der hier geplante Frevel, andernorts
ausgeglichen werden soll, der Verdacht
auf, dass auf einen wirklichen Ausgleich
noch nicht mal abgezielt wird, sondern nur
versucht wird den Vorgaben irgendwie zu
entsprechen. Die Ausgleichsflächen sind
zum einen z.T. so kümmerlich
(Randbepflanzung des sog.
Hülskensradweges) dass es ein Hohn ist,
dass sie hier mit aufgelistet sind. Zum
anderen werden Ausgleichsflächen als
solche ausgewiesen, die schon in anderen
Zusammenhängen als solche ausgewiesen
wurden (die Fläche des sog. Huck
wurde im Zuge des Neubaus der Kl 2
bereits als Ausgleichsfläche benutzt, wobei
die meisten der damals gepflanzten
Obstbäume ungeschnitten und ungepflegt
ihrem Untergang überlassen wurden).
Rechtlich zwar zulässig aber für die
vertriebenen Tierarten aus diesem
Lebensraum bedeutungslos sind Flächen,
die in keinem topographischem
Zusammenhang stehen (Flächen
in Lackhausen oder Büderich) oder die
wegen ihres Inselcharakters und der Art

- Die Entwicklung der Ausgleichsflächen beruhen auf
Zielbeschreibungen, die Entwicklungsziele abbilden. Die
Anpflanzungen auf den Flächen rund um den Hafen wurden
Anfang 2023 durchgeführt. Zukünftig werden sich diese
Flächen entsprechend der Vorgaben entwickeln und dienen
dann dem forstrechtlichen Ausgleich.
Die Ausweisung von Ausgleichsflächen für mehrere
Bauleitplanverfahren ist üblich, da verschiedene Funktionen
(z.B. Ausgleich für den Eingriff in den Boden oder
forstrechtlicher Ausgleich) ausgeglichen werden können. Nicht
alle Ausgleichsflächen dienen dem artenschutzrechtlichen
Ausgleichs und liegen aus diesem Grund auch nicht in der
Nähe des Plangebiets.



ihrer Bepflanzung nicht als Ausgleich
fungieren („Wald“ zwischen Frankfurter Str.
und Holzweg)

Zu Punkt 4
Es ist zwar erklärtes Ziel der Politik die
Flächenverbrauch und Neuversiegelung zu
reduzieren, aber im Kreis Wesel wurden
allein im Zeitraum 2010 bis 2017 3029
Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche „in
Anspruch genommen“. Sie stehen daher für
die Nahrungsmittelproduktion nie mehr zur
Verfügung. Das ist mehr als dreimal so viel
Fläche wie die 924 Hektar, die z.B. die
Städte Duisburg, Oberhausen, Bottrop,
Mülheim, Essen, Gelsenkirchen und Herne,
zusammen in dieser Zeit beanspruchten
35% des gesamten Flächenverbrauchs im
Regionalverband Ruhrgebiet (RVR) in
diesen Jahren geht zu Lasten Weseler
Gebiets oder 6 % des Flächenverbrauches
ganz Nordrhein-Westfalens! Wobei die
Vernichtung der Flächen des Lippe-
mündungsraumes erst nach 2017 begann
(aktuell: Neubau B58n, Westerweiterung
Hafen Emmelsum; Gewerbeflächen
zwischen Kanal und Hafen Emmelsum,
Logistikflächen nördlich des Rhein
Lippehafens (Rhenus und Nordfrost),
geplanter Logistikpark östlich der Aluhütte,
Gewerbegebiet nördlich der Böskenstraße,
die hier zur Diskussion stehende Fläche
südlich des Lippehafens 232) und in oben

- Die Forderungen, die im Grünlandreport formuliert werden, sind
bekannt.

- Es gibt keinen alternativen Standort für die Entwicklung eines
landesbedeutsamen Hafens. Die gewählten Flächen für die
Entwicklung des Rhein-Lippe-Hafens beruhen auf den landes-
und regionalplanerischen Vorgaben. Auf landesplanerischer
Ebene wird die Notwendigkeit der Entwicklung verschiedener
Standorte für landesbedeutsame Häfen formuliert. Die
Festsetzung des genauen Standorts obliegt laut
Landesentwicklungsplan NRW der Regionalplanung. Der
Regionalplan der Bezirksregierung Düsseldorf sowie der
Regionalplan Ruhr stellen den Bereich zwischen Lippe und
Wesel-Datteln-Kanal als Bereich für gewerbliche und
industrielle Nutzungen mit einer zweckgebundenen Nutzung
("Landesbedeutsame Hafennutzung") dar.



zitierter Statistik also noch gar nicht mit
auftaucht. Dies und jenseits des Kanals,
wurden Flächen versiegelt und sollen
überbaut werden, die sich in
Quadratkilometer bemessen lassen und
deren jetzige Funktion als extensive
landwirtschaftliche Nutzfläche UND als
Biotopvernetzungsgebiete zwischen den
landesweit bedeutsamen
Naturschutzgebieten Lippeaue und
Rheinvorland sowie Mommniederung nicht
ausgeglichen werden kann. Ein Großteil der
Flächen ist durch die Bautätigkeit der
letzten fünf Jahre bereits verloren, umso
entscheidender ist es die hier bezeichnete
Fläche 232 zu erhalten und zu schützen.
Die hier zur Rede stehenden Flächen sind
seit Jahrhunderten extensiv genutztes
Grünland, wohingegen die als
Naturschutzgebiete ausgewiesenen
Flächen südlich des Emmelsumer und
nördlich des Lippehafens durch Auskiesung
und Verfüllung diesen ökologischen Wert
verloren haben und wohl nie wieder
erreichen. Gerade konnte in einer Studie
gezeigt werden, das Grünland erst nach
Dekaden zu einem stabilen Ökosystem
wird. Die Kernforderungen des BFN finden
sich am Anfang ihres Grünlandreportes. Wir
zitieren sie hier unter kursiver
Hervorhebung für die Fläche relevanter
Aussagen:
„1.



Artenreiches Grünland muss in Deutschland
wirksamer geschützt werden. Auf nationaler
Ebene sollte daher ein flächendeckendes
Grünlanderhaltungsgebot eingeführt
werden.
2.
Insbesondere in Natura 2000 Gebieten
(FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete)
[hier genau zwischen den FFH Gebieten
Rheinvorland und Lippeaue] sowie in
weiteren sensiblen Gebieten (z.B.
kohlenstoffreiche und erosionsgefährdete
Gebiete) sollte Grünland im Rahmen
des Direktzahlungs-Durchführungs-
Gesetzes unter strengen Schutz gestellt
werden und eine Grünlandumwandlung
bundesweit untersagt werden.

3.
Vor allem in Flussauen und auf Moorböden
sollte ein generelles Grünland-
umbruchverbot gelten.
[...].

5.
Es sollten durch die Gemeinsame
Agrarpolitik insbesondere „dunkelgrüne“
Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen
(AUKM) von den Ländern gefordert und
besonders honoriert werden,
d.h. solche AUKM, die einen echten
Mehrwert für die biologische Vielfalt und
den Naturhaushalt haben. [...] Die AUKM-



Förderung sollte außerdem die Erhaltung
und Entwicklung von Saumstrukturen
beinhalten, die für den Erhalt der
biologischen Vielfalt von sehr großer
Bedeutung sind.

8.
Der wichtige Beitrag von Grünland zum
Klimaschutz sollte in Klimaschutzinitiativen
(bspw. Aktionsprogramm Klimaschutz 2020)
stärker berücksichtigt werden.

9.
Eine nationale Grünlandstrategie, welche
den Grünlanderhalt zur Sicherung der
vielfältigen von Grünland erbrachten,
ökologischen und gesellschaftlichen
Leistungen als zentrales Ziel hat, sollte in
enger Zusammenarbeit zwischen Umwelt-,
Naturschutz- und Landwirtschaftsbehörden
entwickelt werden. Nachdem die Firma
Hülskens weite Teile der angrenzenden
Gebiete „auf dem Büssum“
„Lippemündungsbereich“ in den letzten
Jahren ausgekiest und z.T. mit Material aus
dem Bergbau verfüllt hat, und für die
Westerweiterung im Hafen Emmelsum und
die Flächen nördlich des Lippehafens
Million Kubikmeter angeschüttet wurden,
bleibt die hier zur Diskussion stehende
Fläche, die jetzt versiegelt werden soll mit
natürlichem nicht anthropogen überformtem
Boden übrig. Ein Zusammenhang von



Klimaschutz mit der Versiegelung von
hekatomben Hektar an Boden kann
niemand leugnen. „Verschlechterung
der Böden, Verlust der Artenvielfalt und
Klimawandel sind drei Gesichter einer
zentralen Herausforderung“, sagte IPBES-
Chef Robert Watson auf der sechsten
Sitzung des UN-Rats für Biodiversität
(IPBES) „Wir können es uns nicht leisten,
sie isoliert anzugehen. Sie erfordern
höchste Priorität und müssen zusammen
gelöst werden.“ (kursive Hervorhebung
durch uns). Hier könnten ganz unmittelbare
Ergebnisse erzielt werden, indem die
Versiegelung wertvoller Böden verhindert
wird, stattdessen werden lieber Szenarien
über vielleicht mögliche CO2 Einsparungen
in einigen Jahrzehnten zu Papier gebracht.
Böden sind wichtige CO2 Speicher.
Insbesondere wenn es sich wie hier um
Auenböden unter extensivem Grünland
handelt.

Zu Punkt 5:
Böden sind nicht nur CO2 Speicher,
sondern auch Wasserspeicher.
Erschwerend kommt hinzu, dass es sich bei
der zu versiegelnden Fläche nicht nur um
natürliche Auenböden handelt, sondern um
potentielle Retentionsflächen. Die
Bemühungen an verschiedenen Orten
entlang des Rheins angesichts der
Bedrohung durch eine Jahrhundertflut

- Im Plangebiet herrschen überwiegend Vega / Braunaueböden
vor. Darüber hinaus sind Auengleye und in geringem Umfang
Plaggenesch-Böden ausgeprägt. Bei einigen Böden handelt es
sich um anthropogen überprägte Böden. Teilflächen der o.g.
Böden sind durch vorhandene Aufschüttungen
(Deichböschungen, Straßenböschung, etc.) anthropogen
verändert.



Retentionsräume neu zu schaffen, werden
konterkariert. Durch die Aufschüttung von
Erdmassen in geologischen Dimensionen
unter enormen Energieaufwand (und damit
CO2 Ausstoß) (allein für die West-
erweiterung des Hafens Emmelsums fast
eine Million Kubikmeter und nördlich des
Lippehafens noch größere Mengen) wird
den Flüssen viel Retentionsraum
genommen und so das Risiko von
zukünftigen Hochwasserkatastrophen
billigend in Kauf genommen. Aber
keinem der Politiker war es auf der am
9.11.22 stattgefundenen Einweihungsfeier
an der neuen Emschermündung zu blöde
oder peinlich sich, nur zehn Kilometer
stromaufwärts, dafür feiern zu lassen,
Retentionsräume „zu schaffen, um
Hochwässer zu verhindern “. Das dort
entfernte Material ist mit Kolonnen
ungezählter LKW über die Straße (anstatt
mit der Bahn oder dem Schiff', was
immerhin möglich gewesen wäre) ins
Hafengebiet Emmelsum/Lippedorf gefahren
worden, so dass es bestenfalls zu einem
Nullsummenspiel bezüglich der Gesamt-
Überflutungsräume kommt, was aber im
Katastrophenfall den Menschen in Lippedorf
und stromabwärts nichts nützte. Von 1993
bis 2002 kam es an Rhein und Lippe in
mehreren Jahren in kurzem Abstand zu
sogenannten „Jahrhunderthochwassern“.

Etwa zwei Drittel der Böden im Plangebiet sind gem.
Geologischer Dienst NRW als schutzwürdig eingestuft worden.
Ein Teil dieser Böden ist aber durch bereits vorhandene
Aufschüttungen / industrielle Vornutzung anthropogen
überformt bzw. wird im Westen des Plangebiets (Festsetzung
"Erhalt von Wald") gar nicht baulich beansprucht.

Das Plangebiet befindet sich außerhalb des vorläufig
gesicherten Überschwemmungsgebiets der Lippe. Die
Wasserkörper der Häfen Emmelsum und Rhein-Lippe sowie die
randlichen Uferbereiche des Rheins liegen innerhalb des
festgesetzten Überschwemmungsgebiets des Rheins (HQ100).
Auch die Böschungen des Hafenbeckens im Bereich des
Plangebiets sind Teil des festgesetzten
Überschwemmungsgebiets des Rheins. Da derzeit eine
Veränderung des vorhandenen Böschungsufers nicht geplant
ist, ist ein Retentionsflächenausgleich nicht erforderlich.

Der aktuell durch einen Deichkörper geschützte Bereich stellt
nach der geplanten Geländeerhöhung ein Hochufer dar. Damit
geht ein verbesserter Schutz vor Hochwasser einher.



Auch im Lippemündungsraum stand das
Wasser nur wenige Dezimeter unter den
Brücken der Bundesstrasse und der
Bahnstrecke. Es war nur ein Glück, dass
die Deiche hielten. Auch die hier
betrachteten Flächen südlich des
Lippehafens könnten bei erneuten
Hochwässern als mögliche
Retentionsräume dienen, da sie niedrig
liegen und auch regelmäßig im Frühjahr voll
Qualmwasser sind. Sie müssen daher
wiederum hochwasserfrei angeschüttet
werden. Hier wäre es sinnvoll die hier zur
Diskussion stehenden Flächen als
Ausgleichsretentionsräume für
die schon angeschütteten Flächen nördlich
des Lippehafens zu Nutzen. Stattdessen
sollen auch hier wieder durch gigantische
Erdanschüttungen die Flüsse in engere
Betten gezwängt werden. Man beeilt sich
den Lipperandsee als Kompensationsfläche
zu benennen, anstatt was notwendig wäre,
alte Retentionsräume zu erhalten und
zusätzliche zu schaffen.

Zu Punkt 6:
Der Lippemündungsraum zwischen Wesel
und Voerde ist ein Ballungsraum. Wenn
einige Gefahrstoffe in Duisburg nicht
gelagert oder umgeschlagen werden
dürfen, in den Deltaport Häfen aber wohl,
bedeutet dies nur, dass man die
Gefährdung der in absoluten Zahlen

- Wie in der Stellungnahme bereits bemerkt, ist noch nicht sicher,
ob und welche Stoffe im Plangebiet des Bebauungsplans
gelagert werden. Der Bebauungsplan Nr. 232 ermöglicht
lediglich einen großen Entwicklungsspielraum für die zukünftige
Hafenentwicklung.



geringeren Menge an Menschen durch
eben diese Stoffe, die hier in der
unmittelbaren Umgebung der Hafenanlagen
wohnen eher billigend in Kauf nimmt, als die
einer Großstadt.
Wie vereinzelten Hinweisen aus dem
Internet zu entnehmen schlägt z.B. die
Contargo AG schon jetzt große Mengen
kennzeichnungspflichtiger Gefahrstoffe in
Emmelsum um und lagert sie dort
zwischen. Welche Gefahrstoffe
möglicherweise im Gebiet des südlichen
Lippehafen gelagert oder umgeschlagen
werden sollen ist noch nicht bekannt.
In der Verordnung zur Umsetzung der
Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen
Stoffen (Seveso III Richtlinie) § 11 Absatz 3
heißt es:
„Der Betreiber eines Betriebsbereichs hat
alle Personen [...] die von einem Störfall in
diesem Betriebsbereich betroffen sein
könnten, vor Inbetriebnahme über die
Sicherheitsmaßnahmen und das richtige
Verhalten im Fall eines Störfalls in einer auf
die speziellen Bedürfnisse der jeweiligen
Adressatengruppe abgestimmten Weise zu
informieren.“ Lippedorf sowie die Voerder
Ortsteile Emmelsum, Spellen und
Friedrichsfeld liegen in z.T unmittelbarer
Nähe der Hafenanlagen; z.t. in
Hauptwindrichtung. Bisher wurde niemand
in der Bevölkerung „über die

- Gemäß rechtlicher Vorgaben sind innerhalb des
Untersuchungsbereichs alle Bereiche erfasst und berücksichtigt
worden, in denen Wohnnutzung stattfindet. Sollte es zu einer
Ansiedlung einer störfallrelevanten Nutzung kommen, sind
dann die rechtlichen Anforderungen zu berücksichtigen. In
einem Genehmigungsverfahren nach
Bundesimmissionsschutzgesetz ist die Öffentlichkeit zu
beteiligen und über die notwendigen Maßnahmen zu
unterrichten.



Sicherheitsmaßnahmen und das richtige
Verhalten im Fall eines Störfalls in einer auf
die speziellen Bedürfnisse der jeweiligen
Adressatengruppe abgestimmten Weise“
informiert.

Zu Punkt 7
Sämtliche dieser Flächen, die in den Häfen
schon versiegelt und überbaut wurden und
noch werden sollen, liegen im Westen der
beteiligten Kommunen und somit im Westen
des Ruhrgebietes. Sie stehen als
Frischluftschneisen nicht mehr zur
Verfügung. Ebenso können sie ihr Funktion
Schadstoffe, der Industrien zu binden
einmal überbaut und versiegelt nicht mehr
ausfüllen. Schon jetzt gelten die Gebiete
westlich der Großemittenten Trimet, Buchen
und der linksrheinischen Solvay
(Emmelsum, Friedrichsfeld, Lippedorf) als
solche mit hoher Luftschadstoffbelastung.
Es ist bekannt, dass hochgiftige Gase wie
z.B. die 7000000 kg Kohlenstoffmonoxid
und die 36500 kg Fluorwasserstoff, die
allein die Aluhütte eigenen Angaben zu
Folge jährlich emittiert und auch die
Emissionen an Stäuben, auf versiegelten
Flächen nicht wie auf den Grünflächen
abreagieren oder gebunden werden können
und so immer wieder reaktiviert werden,
selbst wenn sich z.B. Stäube dort
niederschlagen. Hinzu kommt ein
gewaltiges neu generiertes

- Der Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 232 weist darauf
hin, dass es durch die Bebauung im Plangebiet zu einer
Veränderung des Windflusses kommen kann. Auch eine
zusätzliche Belastung der Luft durch Emissionen aus dem
Plangebiet durch u.a. zusätzliche Verkehre sowie die baulichen
Anlagen wird hier angemerkt. Dem stehen aber auch die
festgesetzte Dachbegrünung sowie der bereits mit Bäumen und
weiteren Gehölzen bepflanzte Grünstreifen gegenüber. Diese
werden als Verminderungs- bzw. Ausgleichsmaßnahme für
mögliche Emissionen benannt.



Verkehrsaufkommen. Die Prognosen des
Kreises Wesel, die in das
Verkehrsgutachten zur Westerweiterung
des Hafens Emmelsum eingeflossen
sind, gehen z.B. von einer Verfünffachung
des Verkehrs auf der Böskenstrasse (L4) im
Ortsteil Friedrichsfeld aus (von 2000 auf
9500 KFZ). Von einer Verdoppelung des
Verkehrs auf der Frankfurter Straße (von
8500 auf 16000, bzw. südlich der
Emmelsumer Straße von 6000 auf 13500)
usw. Emissionen des Verkehrs (Stickoxide,
Feinstäube usw.) machen krank!
Die Problematik der zu erwartenden
steigenden Immissionen findet in den
Planungen keine Berücksichtigung. Die
politische Debatte zum Thema saubere Luft
konzentriert sich auf einzelne hochbelastete
Straßen in Städten. Es sollen Fahrverbote
für diese erlassen werden. Dabei ist auch
eine Zunahme der Schadstoff Immissionen,
wie sie hier mit Sicherheit zu erwarten sind,
der Gesundheit der Anwohner abträglich,
selbst wenn sie unter den Grenzwerten
blieben, wovon nicht ausgegangen werden
kann.

Zu Punkt 8
Verkehrslärm macht krank! Es ist eine
Verhöhnung der Anwohner, wenn das für
die hier angesprochene Industrie-
Ansiedlung in Auftrag gegebene Lärm-
Gutachten akribisch genau auflistet, dass

- Die ausgewiesenen Werte ergeben sich aus den Grenzwerten
der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm).
Die TA Lärm ist behördenverbindlich und bildet damit die
rechtliche Grundlage für die schalltechnische Einschätzung des
vorliegenden Bauleitplanverfahrens. Dem Schallgutachten ist



die zu erwartenden Grenzwerte an
verschiedenen Stellen Tag und Nacht fast
immer - ganz knapp- eingehalten werden
und gleichzeitig die WHO erheblich
niedrigere Werte empfiehlt und das Land
NRW seine Absicht bekundet, ab 2030 sich
an diesen orientieren zu wollen. Schon seit
der Ansiedlung einzelner Betriebe im
Industriepark Böskenstrasse ist
insbesondere durch die Elsinghorst
Stahlwerke und die hinzugekommenen
LKW Verkehre die Lärmbelastung für die
Anwohner in Emmelsum immens gestiegen.

Zu Punkt 9
Das Bundesklimaschutzgesetz gibt vor,
dass der Ausstoß an Treibhausgasen im
Verkehrsbereich bis zum Jahr 2030 auf 85
Millionen Tonnen CO2 Äquivalente fallen
muss. Selbst im Corona- Jahr 2021 lagen
die Emissionen des Verkehrssektors bei
fast 150 Millionen Tonnen, Tendenz
steigend. Der Ausbau des Hafens wird nicht
zu weniger, sondern zu mehr Verkehr
fuhren, was ja auf der regionalen Ebene
auch unstrittig ist (s. die Prognosen des
Kreises Wesel zur Steigerung der Verkehre
auf einzelnen Straßen, die unter Punkt 4
bereits aufgelistet sind), aber er wird auch
zu einem erhöhten Gesamtverkehrs-
aufkommen führen, nicht nur auf der
„letzten Meile“. „Die letzte Meile“ ins Rhein
Ruhrgebiet ist vom Duisburger Hafen

deutlich zu entnehmen, dass die vorgeschriebenen Grenzwerte
eingehalten werden.

- Das Verkehrsgutachten weist in der aktuellsten Version auf
eine notwendige Anpassung mehrere Knotenpunkte in
Nahbereich des Plangebiets hin. Hierdurch soll der Verkehr in
diesem Bereich zukünftig deutlich verträglicher abgewickelt
werden. Das Straßennetz ist in der Lage die zusätzlichen
Verkehre aufzunehmen.

Über einen Ausbau der Straßen auf dem Stadtgebiet von
Voerde können im Rahmen des Verfahrens zum
Bebauungsplan Nr. 232 keine Aussagen getroffen werden. Ein
solcher Ausbau obliegt der Stadt Voerde.



erheblich kürzer. Ziel der Planungen ist es
neue Flächen zu erschließen und somit wird
insgesamt noch mehr Verkehr generiert;
daher wirbt Delta-Port ja auch ganz offen
damit, dass die Verkehrssituation im
Straßennetz um ihre Häfen, noch nicht so
prekär sei, wie im nahen Rhein-Ruhr-
Gebiet. Den prognostizierten gewaltigen
Verkehrsbelastungen werden allerdings die
vorhandenen Straßen nicht gerecht. Schon
jetzt sind die Verhältnisse auf den
umgebenden Bundes- und Landesstraßen
zu Stoßzeiten denen in Großstädten
vergleichbar. Der Ausbau der Rheinbrücke
hat gezeigt, dass dich die Verkehrsströme
jetzt vor der Stadt stauen, wenn die
Südumgehung fertiggestellt ist wird es zu
noch massiverem Stau auf der
bestehenden B58 in Obrighoven und der
B70 kommen. Straßenbau zieht immer
weiteren Straßenbau nach sich und das
führt zu immer mehr Verkehr. Dies ist mit
den Einsparzielen nicht vereinbar. Hier ist
es die Aufgabe der Politik lenkend
einzugreifen und nicht wie hier immer neue
Flächen für LKW Logistik zu versiegeln und
was daraus folgt immer weitere Flächen für
den Straßenbau zu opfern. Die Karten in
den Anhängen der
Umweltverträglichkeitsstudie zeigen bereits
die B8n in ihrem zukünftigen Verlauf bis auf
Voerder Gebiet. Die uralte Planung des A59
Verlaufs wird also aufrecht gehalten. Ein



Schienenanschluss des Hafens oder der
Kreisbahn an die Betuwelinie ist in den
Unterlagen nicht vorgesehen.
Wir sind der Meinung, dass die hier
begutachteten Auswirkungen auf Mensch,
Natur und Umwelt nicht isoliert von den
anderen Planungen im Bereich der Häfen
betrachtet werden können und zunächst die
realen Auswirkungen, die von den bereits
bestehenden oder im Bau befindlichen
Projekten (Westerweiterung Hafen
Emmelsum, Logistikflächen zwischen Hafen
Emmelsum und Kanal, Norderweiterung
Lippehafen, Industriepark Böskenstraße)
begutachtet werden müssten, bevor weitere
so großflächige Naturgebiete zerstört und
für Logistik in Anspruch genommen werden.
Insbesondere wäre abzuwarten, wie das
bestehende und im Bau befindliche
Straßennetz die bereits bis jetzt zu
erwartenden, zusätzlichen Verkehre
bewältigt.
Einen weiteren Ausbau von Straßen durch
Voerde lehnen wir ab.

Zu Punkt 10
„Gesetzlose Willkür herrschte nie...“,
schreibt Heinrich Heine in Deutschland ein
Wintermärchen über unser Land und auch
wir werden diesen Eindruck nicht los.
Alles geht rechtlich zu, wenn die uralten
Planungen des LEP aus dem Jahr 1968
(die ersten Pläne einen Hafen in der

- Der Landesentwicklungsplan für das Land Nordrhein-Westfalen
wurde zuletzt im Jahr 2022 fortgeschrieben. In dieser
Fortschreibung wird der Klimaschutz und die Anpassung an



Lippemündung zu errichten gehen auf das
Jahr 1915 zurück) zur großflächigen
Zerstörung einer Landschaft, eines ganzen
Kulturraumes im Lippemündungsbereich
nun weiter ins Werk gesetzt werden, allen
Einsichten in eine Notwendigkeit des
Einhalts zum Trotz. 1968 gab es noch keine
Diskussion über Klimawandel, heute ist er
(nach jahrzehntelangem Mahnen) bereits
eingetreten. In den letzten Jahren
überholten sich die Monate und Jahre mit
Maximaltemperaturen, mit Maximal- oder
Minimalniederschlägen auch im Kreis
Wesel. Noch zwei oder drei weitere
Dürresommer, wie die der Jahre 2018 oder
2022 werden die ohnehin schon wenigen
Wälder im Kreis Wesel weiter dezimieren,
inklusive der hier benannten
„Ausgleichspflanzungen“. Hoch- oder
Niedrigwasserereignisse sind bereits
eingetreten und werden vermehrt eintreten
und der KFZ Verkehr mit allen seinen
zerrüttenden Folgen für die Gesundheit
durch Lärm, Abgase und Stäube wird
drastisch zunehmen.
Fortschritt müsste bedeuten allen
Bedürfnissen Rechnung zu tragen. Hier
sind vor allem Gesundheit, Nahrung und
(Nah-)Erholung zu nennen und nicht immer
und einzig wirtschaftliche Interesse
Einzelner zu berücksichtigen.

Emmelsum im Januar 2023

den Klimawandel als eine von drei zentralen
Herausforderungen für die Anpassung der raumordnerischen
Ziele und Grundsätze im Landesentwicklungsplan genannt.
Damit gehen diese Themengebiete auch in die Fortschreibung
bestehender Ziele und Grundsätze ein.



Unterzeichner siehe Anhang

Der Hafenverbund Delta Port beabsichtigt
auf der nord-westlichen Hafenseite eine
Erweiterung von ca.33ha für hafen-
verbundene Industrie zu entwickeln.
Wir widersprechen diesem Bauvorhaben
unter anderem aus folgenden Gründen:
 Unsere Immobilie hätte eine erhebliche

Wertminderung.

 Hinzu kommen auf uns als Anwohner
ein Wegfall der Lebensqualität und
dadurch bedingt gesundheitliche
Probleme.

 Betriebsbedingte Beeinträchtigungen
durch Lärm und Erschütterungen sollten
doch für den Menschen vermieden
werden.

 Nach der Erweiterung kommt eine
erhebliche Steigerung der Lärm- und
Abgasbelastung auf uns zu.

31.01.2022
Eingang
02.02.2023

- Ein Wertverlust aus der Entwicklung eines Bebauungsplans
und seinen Festsetzungen ist spekulativ und es fehlt an einem
städtebaulichen Bezug. Somit sind solche
vermögensrechtlichen Interessen ausweislich der einschlägigen
Rechtsprechung nicht abwägungsrelevant und auch nicht
Gegenstand eines Bauleitplanverfahrens. Dieser Sachverhalt
gilt besonders dann, wenn schon länger bekannt ist, dass eine
Entwicklung stattfinden soll. Wie bereits oben angeführt, wird
dieses Bauleitplanverfahren seit 2012 geführt. Die
Hafenentwicklung ist somit seit langem bekannt.

- Durch die textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 232
werden die Auswirkungen der gewerblichen und industriellen
Entwicklung im Südteil des Rhein-Lippe-Hafens minimiert.
Hierzu wurden im Rahmen des Bauleitplanverfahrens
verschiedene Gutachten (u.a. Schallgutachten) erstellt. Diese
sollten mögliche Gefährdungen der Umgebung im Vorfeld
aufdecken und entsprechende Maßnahmen zu deren
Vermeidung bzw. Minderung aufzeigen. Die Beeinträchtigung
der Umgebung kann somit zwar nicht gänzlich vermieden, kann
jedoch minimiert werden. Durch Einhaltung des aktuellen
Stands der Technik werden auch weitestgehend die negativen
Einflüsse durch die zukünftige Bebauung auf die umliegenden
Bewohner und die Natur gemindert.



 Unsere Information ist zum jetzigen
Zeitpunkt, das bis zu 300 LKW mehr pro
Tag fahren werden.

 Die Abstände zu unserem Gebäude und
Grundstück, wären laut Plänen die man
im Internet einsehen kann, auf keinen
Fall ausreichend.

 Es sind ja heute schon große Flächen in
diesem Gebiet bebaut worden, teilweise
dort wo vorher noch ein
Naturschutzgebiet war.

 Wertvolle Flächen alter Kulturlandschaft
sollen noch mehr zerstört werden.

 Neue Straßen kommen hinzu und
wertvolle Lebensräume für Pflanzen und
Tiere gehen verloren.

 Der Verlust an Retentionsflächen durch
die Hafenerweiterung bleibt nicht nur
durch die unzureichende Regelung des
Ausgleichs unbefriedigend, sondern
auch durch die Tatsache, dass es dabei
auch zu zusätzlicher Flächen-
versiegelung im erheblichen Ausmaß
kommt.

- Eine verlässliche Aussage zum Verkehrsaufkommen in diesem
Bereich kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht getroffen werden.
Das vorliegende Verkehrsgutachten geht von
Durchschnittswerten im Verkehrsaufkommen aus. Die
tatsächliche verkehrliche Entwicklung kann erst mit Ansiedlung
entsprechender Unternehmen im Plangebiet abgeschätzt
werden.

- Die Abstände zu den bestehenden Wohngebäuden ist gemäß
den vorliegenden Gutachten ausreichend, bzw. wurden
entsprechende Maßnahmen entwickelt, um mögliche
Beeinträchtigungen zu verhindern oder weitestgehend
abzumildern.

- Durch die Planungen im Bebauungsplan Nr. 232 wurden keine
Flächen eines Landschafts- oder Naturschutzgebiet in
Anspruch genommen. Vielmehr haben sich die Entwicklungen
im nördlichen Bereich des Hafens (Bebauungsplan Nr. 233) am
Verlauf der angrenzenden Schutzgebiete orientiert. Diese
Entwicklungen fanden stets in Absprache mit den zuständigen
Stellen statt.

- Eine Zerstörung der Fläche ist nicht von der Hand zu weisen.
Allerdings finden sich in Wesel keine alternativen
Entwicklungsmöglichkeiten für einen landesbedeutsamen
Hafen. Dort, wo die Möglichkeit des Ausgleichs besteht, sieht
die Stadt Wesel entsprechende Maßnahmen vor und setzt
diese auch in den textlichen und zeichnerischen Festsetzungen
des Bebauungsplans Nr. 232 fest.



 Die Hafenerweiterung wird also nach
derzeitigem Stand das Hochwasserrisiko
steigern.

 Wir möchten vor der Genehmigung der
Planung erfahren, wie wir vor den
Beeinträchtigungen geschützt werden!

 Wir haben bisher in einer freien
Landschaft gewohnt mit hoher
Lebensqualität und möchten nicht von
riesigen Gebäudekomplexen erdrückt
werden.

- Einen Einfluss auf das Hochwasserrisiko wird die Entwicklung
des Hafengebiets nicht haben. Das Gelände wird auf
hochwasserfreies Niveau aufgehöht und trägt damit eher dazu
bei, das Risiko von Hochwasser in den dahinterliegenden
Bereichen zu minimieren.

- Wie in den vorangegangenen Ausführungen bereits aufgezeigt
wurde, werden eine Vielzahl von Maßnahmen vorgesehen, um
möglichen Beeinträchtigungen entgegenzuwirken. Hierzu
gehört die Eingrünung des Plangebiets entlang der östlichen
und südlichen Plangebietsgrenze. Ebenso werden mögliche
Schallimmissionen durch Vorgaben im Bebauungsplan
beschränkt, wodurch schädliche Auswirkungen auf die
umliegenden Wohnhäuser ausgeschlossen werden können.
Durch Anwendung des Abstandserlasses NRW sollen darüber
hinausgehende Immissionen, wie etwa Erschütterungen oder
ähnliches, so weit von den Wohnhäusern abgerückt werden,
dass auch hier negative Auswirkungen auf ein Mindestmaß
reduziert werden können. Darüber hinaus ist die Zufahrt zum
Plangebiet ausschließlich über die Straße Zum-Rhein-Lippe-
Hafen vorgesehen. Somit ist es ausgeschlossen, dass der
Verkehr in das Hafengebiet über die Straßen der Siedlung
abgewickelt wird. Ein erhöhtes Hochwasserrisiko durch die
Entwicklung des Hafengebiets besteht nicht.

- Die störende optische Wirkung der zukünftigen Gebäude im
Plangebiet wird durch verschiedene Festsetzungen im
Bebauungsplan gemildert. So wird unter anderem die
Farbgestaltung der Fassaden ebenso vorgegeben wie die
Gebäudehöhe. Entlang des südöstlichen Randes des
Plangebiets dürfen maximal 20 m hohe Gebäudeteile entwickelt
werden. Darüber hinaus wird das gesamte Plangebiet im
östlichen und südlichen Bereich von einem Grüngürtel
eingefasst, der die optische Wirkung des Plangebiets abmildern



Wir bitten Sie höflich um Kenntnisnahme
und Rückantwort.

wird. Es ist beabsichtigt den Abstand zwischen der Bauzone
und der angrenzenden Wohnbebauung um 15,0 m zu
vergrößern.



Stellungnahme BBP 232_Flaechennutzungsplan_ _2023_01_11.pdf

Stellungnahme zu dem Bebauungsplans Nr. 232 “amp;Rhein-Lippe-Hafen - Süd“amp; 
sowie zu dem Plan zur 35. Änderung des Flächennutzungsplans
an bauleitplanung@wesel.de 10.01.2023 18:40
Protokoll:
Diese Nachricht wurde weitergeleitet.

1 Attachment

Sehr geehrte Mitglieder* des Rates der Stadt Wesel,

sehr geehrte Mitglieder* des Teams Bauleitplanung,

der vor Ihnen vorgelegte Bebauungsplan und geänderte Flächennutzungsplan 
weist zahlreiche kritische Aspekte auf, die eine Neuplanung notwendig 
erscheinen lassen.  

in der Anlage finden Sie meine Stellungnahme zu 

 dem Bebauungsplans Nr. 232 “Rhein-Lippe-Hafen - Süd“          

Entwicklung eines Sondergebietes Hafen (SO-Hafen) der Stadt Wesel

Bezug: https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-
beteiligung-der-aufstellung-des-bebauungsplans-nr           Bekanntmachung 
vom 17.12.2022 

sowie zu dem Plan zur 35. Änderung des Flächennutzungsplans

Bezug: https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-
beteiligung-der-einleitung-des-verfahrens-zur-35

mit freundlichen Grüßen
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Wesel, den 11.01.2023 

Stellungnahme 

zu dem Bebauungsplans Nr. 232 “Rhein-Lippe-Hafen - Süd“  

Entwicklung eines Sondergebietes Hafen (SO-Hafen) der Stadt Wesel 

Bezug: https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-beteiligung-der-

aufstellung-des-bebauungsplans-nr           Bekanntmachung vom 17.12.2022  

 

sowie zu dem Plan zur 35. Änderung des Flächennutzungsplans 

Bezug: https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-beteiligung-der-

einleitung-des-verfahrens-zur-35 

 

Per Email an: bauleitplanung@wesel.de  

 

Sehr geehrte Mitglieder* des Rates der Stadt Wesel, 
sehr geehrte Mitglieder* des Teams Bauleitplanung, 
 

der vor Ihnen vorgelegte Bebauungsplan und geänderte Flächennutzungsplan weist zahlreiche 

kritische Aspekte auf, die eine Neuplanung notwendig erscheinen lassen.   

1. Die Planungen wurden vor mehr als 40 Jahren im Rahmen des Landesentwicklungsplanes NRW 

erstellt und in den Weiterentwicklungen / Anpassungen in den Folgejahrzehnten unverändert 

fortgeschrieben. Noch in seiner Anpassung 2017 wird dem zwar als Problem erkannten Klimawandel 

nur eine untergeordnete Bedeutung zugewiesen (Abschnitt 2.3.1 Klimaschutz und Klimaanpassung - 

https://www.brd.nrw.de/system/files/migrated_documents/media/document/2017-

12/rpd_a_122017_anlage2_begruendung-teil-01-seite-5-215.pdf) : „Klimaanpassung wird dabei aber 

in der Regel zweckmäßiger Weise nur ein – ggf. sehr wichtiger – Aspekt bei entsprechenden 

Planungsentscheidungen sein, dem ggf. auch andere Aspekte in der Abwägung vorgehen können.“ 

Der extreme Verstärkung der klimatischen Veränderungen in den letzten 4 Jahren, die auch die Stadt 

und den Kreis Wesel mit Extremwetterereignissen wie Stark- und überfrierendem Regen, Hoch- wie 

Niedrigwasserphasen in Rhein, Lippe und Nebenflüssen, extreme Hitzephasen und den Folgen für die 

Bürger*Innen und die Natur inkl. Übersterblichkeit in Hitzewellen und massenhaftes Sterben von 

Bäumen betrifft, wird dieser Bebauungsplan, der schutzwürdige Biotopflächen in einem 

hochsensiblem Naturschutzkorridorverbindungsbereich (Vogelschutzgebiet Unterer Niederrhein <> 

Naturschutzgebiet renaturierte Lippe) überbauen, versiegeln und dem Biotopverbund entziehen will, 

nicht gerecht. Er wird für Natur- und Artenschutz wichtige Biotopflächen auf Jahrzehnte bzw. auf 

Dauer vernichten und zukünftige Generationen den Handlungsspielraum einengen bzw. nehmen, 

adäquate lokale Klimaanpassungsstrategien umzusetzen. 

In Bezug auf die Verantwortung jetziger Politiker für zukünftige Generationen 

(https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs20210324_

1bvr265618.html ) ist die Durchführung des Bebauungsplanes im jetzigen Umfang nicht zu 

rechtfertigen. 

https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-beteiligung-der-aufstellung-des-bebauungsplans-nr
https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-beteiligung-der-aufstellung-des-bebauungsplans-nr
https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-beteiligung-der-einleitung-des-verfahrens-zur-35
https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-beteiligung-der-einleitung-des-verfahrens-zur-35
mailto:bauleitplanung@wesel.de
https://www.brd.nrw.de/system/files/migrated_documents/media/document/2017-12/rpd_a_122017_anlage2_begruendung-teil-01-seite-5-215.pdf
https://www.brd.nrw.de/system/files/migrated_documents/media/document/2017-12/rpd_a_122017_anlage2_begruendung-teil-01-seite-5-215.pdf
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs20210324_1bvr265618.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs20210324_1bvr265618.html
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2. Der „ZUKUNFTSVERTRAG  FÜR NORDRHEIN-WESTFALEN (https://gruene-

nrw.de/dateien/Zukunftsvertrag_CDU-GRUeNE_Vorder-und-Rueckseite.pdf) enthält folgende 

Forderungen/Zielsetzungen: 

2.1 „Das Prinzip der Flächensparsamkeit soll Leitschnur unseres Regierungshandelns sein. Unser Ziel 

ist es, den Flächenverbrauch zeitnah auf 5 Hektar pro Tag und perspektivisch auch weitergehend 

durch konkrete Maßnahmen zu reduzieren. Dazu werden wir den 5ha-Grundsatz in den LEP 

aufnehmen. Dazu gehören u. a. flächenschonendes Bauen, die Nutzbarhaltung vorhandener 

Industrie- und Gewerbeflächen, Flächenrecycling.“  

Das Überbauen der Fläche des schutzwürdigen Biotops widerspricht dem Grundsatz der 

Flächensparsamkeit und dem Flächen schonenden Bauen. Im Übrigen findet durch den aktuellen 

Ausbau der Deltaport-Häfen eine gigantische Vernichtung von Naturflächen im Umfang von mehr als 

100 Hektar statt. 

Diese Vernichtung von Naturflächen behindert nicht nur die Handlungsfähigkeit zukünftiger 

Generationen, sie konterkariert die Bemühungen und Ziele der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, 

der Biodiversitätsstrategie NRW und der Allianz für die Fläche (LANUV NRW) und sie entspricht nicht 

den Zielen des Zukunftsvertrages für NRW. 

Der hier vorgelegte Bebauungsplan und die damit zusammenhängende Änderung des 

Flächennutzungsplans entsprechen nicht den im Zukunftsvertrag für NRW festgelegten Zielen, beide 

müssen angepasst werden. 

2.2 „Landwirtschaftliche Fläche ist nicht vermehrbar und ein hohes Gut, das es zu schützen gilt.“  

Die geplante zu überbauende Fläche wird aktuell landwirtschaftlich genutzt. Eine Überbauung wird 

ein „zu schützendes, hohes Gut“ vernichten.   

Der hier vorgelegte Bebauungsplan und die damit zusammenhängende Änderung des 

Flächennutzungsplans entsprechen nicht den im Zukunftsvertrag für NRW festgelegten Zielen, beide 

müssen angepasst werden. 

2.3 „Im Sinne des Artenschutzes planen wir eine Strategie gegen Lichtverschmutzung.“ 

Schon jetzt strahlen die neuen Baustellen und Industriebauten mit dem zugehörigen Verkehr im 

Lippemündungsraum zusätzlich zu den vorbestehenden nächtlichen Lichtbelastungen mit nächtlicher 

Beleuchtung weit in die benachbarten Flächen des Naturschutzgebietes (https://initiative-

lippemuendungsraum.de/index.php/bedrohungen/lichtverschmutzung ) hinein, der weitere Ausbau 

des Rhein-Lippe-Hafens wie im Bebauungsplan vorgesehen, wird auch durch seine nächtliche 

Beleuchtung eine Schwächung der angrenzenden Naturschutzflächen bedingen.  

Die geplante große Flächennutzung und insbesondere Überbauung schutzwürdiger Biotope mit der 

daraus folgenden industriellen Nutzung wird die Lichtverschmutzung der wichtigen 

Naturschutzkorridore verstärken und die Naturschutzgebiete dadurch schwächen. Diese Wirkung der 

überbauten Flächen konterkariert die Strategie gegen Lichtverschmutzung. 

Der hier vorgelegte Bebauungsplan und die damit zusammenhängende Änderung des 

Flächennutzungsplans entsprechen nicht den im Zukunftsvertrag für NRW festgelegten Zielen, beide 

müssen angepasst werden. 

3. Die Anpassung / Änderung des Flächennutzungsplans scheint einerseits Voraussetzung für die 

konkrete Ausformulierung, das Ausmaß der zu überbauenden Flächen, hier insbesondere die 

Überbauung des schutzwürdigen Biotops zu sein, diese Anpassung des Flächennutzungsplans ist 

https://gruene-nrw.de/dateien/Zukunftsvertrag_CDU-GRUeNE_Vorder-und-Rueckseite.pdf
https://gruene-nrw.de/dateien/Zukunftsvertrag_CDU-GRUeNE_Vorder-und-Rueckseite.pdf
https://initiative-lippemuendungsraum.de/index.php/bedrohungen/lichtverschmutzung
https://initiative-lippemuendungsraum.de/index.php/bedrohungen/lichtverschmutzung
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allerdings noch nicht rechtskräftig umgesetzt, andererseits scheint die Umsetzung / Inkraftsetzung 

des Bebauungsplanes 232 Voraussetzung für die Anpassung des Flächennutzungsplanes zu sein. 

(Quelle Datei 13: Umweltverträglichkeitsstudie / Landschaftspflegerischer Begleitplan. 1.1. Anlass 

und Aufgabenstellung).  Und https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-

beteiligung-der-einleitung-des-verfahrens-zur-35  

Das bedeutet, dass eine Umsetzung des Bebauungsplanes 232 in aktueller Form die Genehmigung 

zur Überbauung des schutzwürdigen Biotopes bedingt.  

Angesichts der weit reichenden, folgende Generationen betreffenden, nicht bzw. nur sehr schwer 

rückgängig zu machenden Folgen einer Genehmigung des Bebauungsplanes B232 in aktueller Form 

bzw. der damit verbundenen Änderung des Flächennutzungsplans ist eine solche Beschlussfassung 

nicht verantwortlich und auch in Bezug auf die o.g. nationalen und landespezifischen Ziele 

unrechtmäßig.  

Der hier vorgelegte Bebauungsplan und die geplante Änderung des Flächennutzungsplans 

entsprechen nicht dem aktuell geltendem, nationalem Recht (s.o. Punkt #1) und nicht den im 

Zukunftsvertrag für NRW festgelegten Zielen, beide müssen angepasst werden. 

4. Den öffentlich zugängigen Daten lässt sich entnehmen, dass der Bebauungsplan im beschleunigten 

Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt wurde (https://www.wesel.de/sites/default/files/2022-

03/vbb_024_off_download_datei_07_begruendung.pdf).  

Der § 13 des Bau BG (https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13a.html) besagt „Der 

Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige 

Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung oder eine Größe der 

Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt 1. weniger als 20 000 Quadratmetern, wobei die 

Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen 

Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind, oder 2.  20 000 Quadratmetern bis weniger 

als 70 000 Quadratmetern, wenn auf Grund einer überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung der 

in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die Einschätzung erlangt wird, dass der 

Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Absatz 4 

Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des Einzelfalls); die Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden 

können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen.“ 

Da die zu überbauende Fläche 27h = 270.000m2 umfasst und durch die Vernichtung schutzwürdigen 

Biotops von einer erheblichen Umweltauswirkung ausgegangen werden muss, sollte das Durchführen 

des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nicht rechtens sein. 

Der hier vorgelegte Bebauungsplan entspricht folglich nicht dem aktuell geltendem Recht, er muss 

angepasst werden. 

5. Im „Zukunftsvertrag für Nordrhein-Westfalen“ findet sich 

„Unser Ziel ist, gleichwertige Lebens- und Arbeitsverhältnisse in allen Teilräumen unseres Landes zu 

schaffen und zu erhalten. Leitend ist das klimaneutrale Industrieland Nordrhein-Westfalen mit einer 

nachhaltigen Raumentwicklung, die die natürlichen Lebensgrundlagen schützt…, die Funktion von 

Landwirtschaft und Forstwirtschaft weitestgehend erhält und angemessene 

Gestaltungsmöglichkeiten für kommende Generationen in den Regionen bewahrt. Im Besonderen 

sollen die ländlichen Räume als Lebens-...räume mit eigenständiger Bedeutung erhalten und 

entwickelt werden. … Klimaanpassung ist Daseinsvorsorge. Nordrhein-Westfalen war in den letzten 

Jahren stark von Extremwetterereignissen betroffen. Daher werden wir unsere Vorreiterrolle in der 

https://geoportal.wesel.de/opendata/Bauleitplanung/Bekanntmachungen/BPL_Rhein_Lippe_Hafen_Sued/BPL_232_FRS_Download_Datei_13_2022_11_00_UVS_Landschaftspflegerischer_Begleitplan_KOMPRIMIERT.pdf
https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-beteiligung-der-einleitung-des-verfahrens-zur-35
https://www.wesel.de/rathaus-online/buergerbeteiligung/fruehzeitige-beteiligung-der-einleitung-des-verfahrens-zur-35
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13a.html
https://www.wesel.de/sites/default/files/2022-03/vbb_024_off_download_datei_07_begruendung.pdf
https://www.wesel.de/sites/default/files/2022-03/vbb_024_off_download_datei_07_begruendung.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13a.html
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Klimaanpassung weiter ambitioniert ausfüllen.  … Die Biodiversitätskrise als die zweite große 

ökologische Krise unserer Zeit wollen wir wirksam bekämpfen und in allen Politikfeldern mitdenken. 

Dafür setzen wir auf die Kooperation und die Einbeziehung regionaler Kompetenz. …“ 

Die Initiative Schutz des Lippemündungsraums hat unlängst empfohlen (Schreiben der Initiative 

Schutz des Lippemündungsraums an den Landrat des Kreises Wesel, in cc die Räte der Stadt Wesel 

und Voerde vom 10.10.2022), den „Runden Tisch Lippemündungsraum“ zu (re-)aktivieren, um die 

Bauprojekte, Deltaport und die Firmen in den Deltaport-Häfen zu begleiten und beraten.  

Die Pläne (sowohl der Bebauungsplan 232, als auch damit verknüpft die Anpassung des 

Flächennutzungsplans), die jetzt umgesetzt werden sollen, wurden in einer Zeit erstellt, in der 

Klimawandel und Artensterben politisch nicht wahrgenommen wurden, sie sind veraltet und werden 

den neuen, aktuellen Herausforderungen nicht mehr gerecht, im Gegenteil, sie be- bzw. verhindern 

die Lösung aktueller und zukünftiger Probleme.  

 

Im November 2022 sagte der UN-Generalsekretär António Guterres in einer Rede vor dutzenden 

Staats- und Regierungschefs auf der Weltklimakonferenz: „Wir sind auf dem Highway zur Klimahölle 

– mit dem Fuß auf dem Gaspedal“. „Wir kämpfen den Kampf unseres Lebens – und sind dabei zu 

verlieren.“ (https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/138619/Klimakonferenz-Wir-sind-auf-dem-

Highway-zur-Klimahoelle). 

Sehr geehrte Mitglieder* des Rates der Stadt Wesel, sehr geehrte Mitglieder* des Teams  

Bauleitplanung, nehmen Sie den Fuß vom Gaspedal, geben Sie den Bürger*Innen in Wesel, in NRW 

und den zukünftigen Generationen eine Chance, bevor es zu spät ist, Sie die Naturvernichtung nicht 

mehr rückgängig machen können und stoppen und überdenken Sie den rechtlich fraglichen, bzw. 

unrechten Bebauungsplan 232 sowie den Plan, den Flächennutzungsplan zu Ungunsten der Natur 

anzupassen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

     

 

 

https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/138619/Klimakonferenz-Wir-sind-auf-dem-Highway-zur-Klimahoelle
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/138619/Klimakonferenz-Wir-sind-auf-dem-Highway-zur-Klimahoelle


Stellungnahme BBP 232- .pdf

Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 232 “amp;Rhein-Lippe-Hafen - 
Süd“amp;  an bauleitplanung@wesel.de 14.01.2023 16:38
Kopie "ratsbuero@wesel.de", "info@gruene-wesel.de", 
"impressum@fridaysforfuture.de"
Von "
An "bauleitplanung@wesel.de" <bauleitplanung@wesel.de>
Kopie "ratsbuero@wesel.de" <ratsbuero@wesel.de>, "info@gruene-wesel.de" 
<info@gruene-wesel.de>, "impressum@fridaysforfuture.de" 
<impressum@fridaysforfuture.de>

1 Attachment

Sehr geehrte Mitglieder des Rates der Stadt Wesel, 
sehr geehrte Mitglieder des Bauleitplanungsteams, 

anbei unserer Stellungnahme zum Bebauungsplans Nr. 232 “Rhein-Lippe-Hafen - Süd“

mit freundlichen Grüßen

Page 1 of 1
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Wesel, 08.01.2023

Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 232 "Rhein-[ippe-]lafen - Süd"
Entwicklung eines Sondergebietes Hafen (SO-Hafen) der Stadt Wesel

Bekanntmachung vom 17.12.2022, sowie zum Plan zur 35. Anderung des Flächennutzungsplans

Per Email an: bauleitplanung@wesel.de

cc: ratsbuero@wesel.de ; info@gruene-wesel.de; impressum@fridaysforfuture.de

Sehr geehrte Mitglieder des Rates der Stadt Wesel,

sehr geehrte Mitglieder des Bauleitplanungsteams,

ihr o.g. Bebauungsplan schockiert uns.

Wir fordern eine Neuplanung unter Berücksichtigung unserer Einwände.

Zu Beginn der ersten Planungen, vor mehr als 40 Jahren, war die Klimakatastrophe, so wie wir sie

jetzt erleben, noch nicht berücksichtigt.

Die in der jüngsten Zeit erlebten Wetterextreme beeinträchtigen Mensch und Natur in

zunehmendem Maße.

Selbst ?OL7, als die Planung überarbeitet wurde, wird die Katastrophe als ,,Klimaanpassung" zwar

benannt, jedoch als ggfs. nachrangig zu bewerten angesehen: ,,Klimaanpassung wird dabei aber in

der Regel zweckmäßiger Weise nur ein - ggf. sehr wichtiger - Aspekt bei entsprechenden
Planungsentscheidungen sein, dem ggf. auch andere Aspekte in der Abwägung vorgehen können."

Quelle: Abschnitt 2.3.1. Klimaschutz und Klimaanpassung

https://www. brd. nrw.de/svstem/fi les/mierated documents/media/dosument/2017-
12lrpd a 122017 anlaee2 besruendune-teil-01-seite-5-215.pdf

Der Bebauungsplan überbaut und zerstört dauerhaft schutzwürdige Biotopflächen. Er nimmt

zukünftigen Generationen die Möglichkeit, auf die zu erwartenden dramatischen

Klimaveränderungen zu reagieren. Die für den Natur- und Artenschutz wichtige Fläche ist nicht mehr

vorhanden.

Siehe hierzu:

https://www.bundesverfassunesgericht.de/SharedDocslEntscheidunsen/DE/202UO3lrs20210324 1

bvr265618.html



sowie den Zukunftsvertrag f ü r Nord rhe in-Westfalen :

https://gruene-nrw.de/dateien/Zukunftsvertrae CDU-GRUeNE Vorder-und-Rueckseite"pdf

,,Landwirtschaftliche Fläche ist nicht vermehrbar und ein hohes Gut, das es zu schützen gilt."

Die im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan einsehbare Verkehrsuntersuchung von Blanke &

Ambrosius ist aus dem Jahr 2017. Diese bezieht sich u.a. auf Daten aus den Jahren 2013 ff"

Nicht berücksichtigt ist dabeidas erhöhte Verkehrsaufkommen durch

- die lndustrie, welche sich seitdem bereits im Hafen angesiedelt hat.

- FolgenderBaumaßnahmenderBetuwe-Linie,welchedenöffentlichen Personennahverkehr

in großen Teilen zum Erliegen gebracht hat (Verkehrsaufkommen durch Baustellenverkehr

und Berufspendler / Nutzer des öPNV, die auf PKW umsteigen müssen). Mit einer

Verbesserung in der Zukunft ist kaum zu rechnen, da der Güterverkehr dem Personennah-

und Fernverkehr vorgezogen wird.
- Bau- und Fertigstellung der Südumgehung (B58n), welche die Situation weiter massiv zum

Nachteilverändern wird (nicht vorgesehener Lärm- und Sichtschutz).

Aus unserer Sicht ist die Durchführung des Bebauungsplanes im jetzigen Umfang unverantwortlich.
Wir hoffen auf eine zukunftsorientierte Entscheidung.

Mitfreundlichen Grüßen



Stadt Wesel Wesel, 16.01.23

V--Bauordnungsamt-

Klever-Tor-Platz 1

46483 Wesel

Einspruch gegen den Bebauungsplan Nr. der Stadl Wesel

Zur weiteren Entwicklung des Rhein-Lippe-Hafens Wesel beabsichtigt der Hafenverbund DeltaPort auf der
nord-westlichen Hafenseite eine Erweiterungsfläche von ca. 33 ha für hafenaffine
Untemehmensansiedlungen zu entwickeln. Leider haben wir diese Information erst jetzt bekommen.

Wir widersprechen diesem Bauvorhaben u.a. aus folgenden Gründen:

Extremer Wertverlust unserer Immobilien. Wegfall unserer Lebensqualität und dadurch resultierende
Gesundheitsschäden.

Nichteinhaltung des Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen
Umwelteinwirkungen ( §9 Landes-Immissionsschutzgesetz - LImschG -)

Nichteinhaltung des allgemeinen Artenschutz gemäß § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) unterliegen
alle wild lebenden Tiere und Pflanzen sowie deren Lebensstätten.

Die Versiegelung kann gravierende Folgen für die Umwelt haben: Denn zubetonierte oder asphaltierte
Böden nehmen Nährstoffe und Regen nicht mehr auf. Je mehr Flächen wir versiegeln, desto mehr
fruchtbarer Boden geht verloren.

Weil weniger Wasser in den Boden gelangt, gibt es zudem weniger Grundwasser - dadurch werden
Trinkwassermangel und Dürreschäden begünstigt. Auch das Risiko für Hochwasser steigt, denn das Wasser
versickert nicht gleichmäßig im Boden. Die Wassermassen werden zukünftig in Kanalisationen geleitet, die
bei starkem Regen überlaufen können.

Auf den zubetonierten Flächen entstehen außerdem neue Straßen, die die Landschaft zerschneiden. Dadurch
gehen Lebensräume für Pflanzen und Tiere verloren. Hinzu kommt, dass die Industrieansiedlung Lärm
erzeugt, der Tier und Mensch stresst. Die neuen Gebäude, die auf versiegelten Böden gebaut werden, kosten
viel Energie: Sie müssen gewartet, beheizt und gekühlt werden, was wiederum Folgen für das Klima hat.
Versiegelte Böden lassen sich nur schwer wieder entfernen. Im Boden bleiben oft Reste von Beton und
Asphalt zurück, die die Fruchtbarkeit des Bodens nachhaltig beeinflussen.

Wir bitten höflichst um Kenntnisnahme und Rückantwort.



Stellungnahme Bebauungsplan .docx

Stellungnahme zum Bebauungsplans Nr. 232 “amp;Rhein-Lippe-Hafen - 
Süd“amp; An: bauleitplanung 25.01.2023 21:08
Kopie: ratsbuero, info, impressum

1 Attachment

Schöne Grüße, 

Page 1 of 1

26.01.2023file:///C:/Users/p010372/AppData/Local/Temp/notes3B73A2/~web1985.htm



Wesel, 23.01.2023 

 
 
Stellungnahme zum Bebauungsplans Nr. 232 “Rhein-Lippe-Hafen - Süd“ 
Entwicklung eines Sondergebietes Hafen (SO-Hafen) der Stadt Wesel 
Bekanntmachung vom 17.12.2022, sowie zum Plan zur 35. Änderung des Flächennutzungsplans 

 

Per Email an: bauleitplanung@wesel.de  

cc: ratsbuero@wesel.de ; info@gruene-wesel.de ; impressum@fridaysforfuture.de 

 

Sehr geehrte Mitglieder des Rates der Stadt Wesel, 
sehr geehrte Mitglieder des Bauleitplanungsteams, 
 

zu Ihrem Bebauungsplan, 

ich heiße  alt und lebe seit 31 Jahren in Wesel Lippedorf.  

Als ich klein war und meine Eltern mit mir und meinem Bruder in den Urlaub fuhren, lagen wir 

unangeschnallt hinten quer im Auto, um gemütlicher reisen zu können.  

Als Jugendlicher wurde mir in der Schule erklärt, dass die Atomenergie vollkommen sicher ist und im 

Kino versprach mir der Marlboro Mann, dass echte Freiheit nur mit einer Zigarette zu erleben wäre.  

Das im Bebauungsplan vorgestellte Bauprojekt hier vor meiner Tür in Lippedorf, zeigt  genau die 

gleichen Symptome, allerdings wissen wir es hierbei heute besser. 

Der Eingriff in die Natur ist verheerend.  

Die Welt durch die gerade eine Schneise geschlagen wird, ist sowieso schon schwer verwundet und 

wir haben heute die Pflicht und die Möglichkeiten, es besser zu machen.  

Ich versuche meinen Teil dazu beizutragen und es ist einfacher als ich dachte.  

Ich fordere Sie hiermit nachdrücklich auf, das auch zu tun und in Ihrem Denken und Handeln im 

Heute anzukommen und nicht im Gestern zu verweilen. Das wäre grob fahrlässig. 

Vermeiden Sie unnötige Rodungen, planen Sie benötigte Zufahrten genauer, achten Sie darauf, dass 

es neben der Ausgleichsfläche auch Bestandsfläche gibt, auf die die hier vor Ort ansässigen Tiere 

ausweichen können, minimieren Sie im Kreis Wesel den hohen Leerstand, bevor sie neue Hallen 

bauen, erinnern Sie sich an Flächen, die zwar mal geplant und erschlossen, aber nie genutzt wurden, 

prüfen Sie, was wirklich nötig ist. 

Helfen Sie der Natur und entscheiden Sie zeitgemäß und achtsam. 

Vielen Dank dafür im Voraus. 

 

mailto:bauleitplanung@wesel.de
mailto:ratsbuero@wesel.de
https://www.gruene-wesel.de/impressum/


Stellungnahme Rhein-Lippe-Hafen 0123.docx

Stellungnahme zum Bebauungsplan 232  An: bauleitplanung@wesel.de 
29.01.2023 13:47
Kopie: "impressum@fridaysforfuture.de", " info@gruene-wesel.de", 
"ratsbuero@wesel.de"

1 Attachment

Sehr geehrte Damen und Herren,
anbei sende ich Ihnen meine Stellungnahme zu Ihrem Bauvorhaben. Bitte bestätigen Sie mir den Erhalt 
meiner E-Mail. 
Mit freundlichen Grüßen,

Gesendet von Mail für Windows

Page 1 of 1
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         Wesel, 29.01.2023 

 

Stellungnahme zum Bebauungsplans Nr. 232 “Rhein-Lippe-Hafen - Süd“ 
Entwicklung eines Sondergebietes Hafen (SO-Hafen) der Stadt Wesel 
Bekanntmachung vom 17.12.2022, sowie zum Plan zur 35. Änderung des 

Flächennutzungsplans 

 

Per Email an: bauleitplanung@wesel.de  

cc: ratsbuero@wesel.de ; info@gruene-wesel.de ; impressum@fridaysforfuture.de 

 

Sehr geehrte Mitglieder* des Rates der Stadt Wesel, 
 
sehr geehrte Mitglieder* des Bauleitplanungsteams, 
 

vor vier Jahren bin ich nach Wesel Lippedorf gezogen.  

Ich habe mich sehr über das „kleine Paradies“ gefreut, dass ich am Rande der Lippe 

und an der Schleuse Emmelsum, am Rhein-Lippe-Hafen vorgefunden habe. Hier 

zeigte sich mir eine gelungene Renaturierung eines Flusses, eine Naturoase nahe der 

Stadt, ein geschütztes Stückchen Natur zwischen befahrenen Bundes- und 

Wasserstraßen. Hier gediehen Bäume, Pflanzen, kleine Wäldchen, und es hatten sich 

viele Vogel-, Amphibien- und andere Tierarten angesiedelt. Auch die Kuh-, Ziegen- 

und Schafherden passten wunderbar in dieses kleine Stück geschützte Natur. Viele 

Menschen radelten und spazierten durch diese Oase zwischen befahrenen Wasser-, 

Bundes- und Landstraßen sowie hochfrequentierten Bahnlinien. Aber hier konnten sie 

ein wenig Ruhe und Erholung finden, die Natur-, Pflanzen- und Tierwelt studieren und 

genießen. Und die Tiere und Pflanzen hatten ihre Nischen, ihren Ausgleichsort 

zwischen den industriellen Bauten, dem Beton und dem Verkehrsaufkommen um sie 

herum.  

In Lippedorf bauten wir gemeinsam mit dem NaJu einen Krötenzaun und betreuten 

diesen mit der hiesigen Nachbarschaft und der nahegelegenen Schule am Ring. 

Ebenso wurden Storchenhorste errichtet, um diesen Vögeln eine Heimat zu bieten. 

Dieses kleine, aber wunderbare Stück Natur wurde und wird nun auf übelste 

verwundet: viele, zum Teil sehr alte, Bäume wurden gefällt, ganze Wälder gerodet, 

Raum für Tiere und Pflanzen aber auch den Menschen, unwiederbringlich zerstört. 

Große Hallen nehmen Vögeln und anderen Tieren ihren Lebensraum, Pflanzen 

werden zerstört, platt gemacht und Boden verdichtet, so dass auch in tieferen Lagen 

mailto:bauleitplanung@wesel.de
mailto:ratsbuero@wesel.de
https://www.gruene-wesel.de/impressum/


kein Leben mehr möglich ist. Hohe Lichtverschmutzung sowie eine zunehmende 

Lärmbelästigung führen dazu, dass Mensch und Tier immer schlechter Ruhe und 

Erholung finden, ihr Biorhythmus nachhaltig gestört wird. 

Ein Stück „grüne Lunge“ von Wesel ist für immer zerstört. So wird der Klimawandel 

weiter angefacht, anstatt ihm entgegenzuwirken. 

Es wurde vieles vernichtet, Tiere aufgeschreckt, vertrieben und getötet, die 

Pflanzenwelt nachhaltig zerstört.  

Ich bitte Sie inständig, bei allen weiteren Schritten intensiv an Natur und Mensch zu 

denken und zu prüfen, welche nachhaltigen, klimafreundlichen und Biotop erhaltenden 

Maßnahmen der Weiterarbeit es gibt. Bitte suchen Sie für uns Menschen, die Tiere 

und Pflanzen rund um die Lippe- und Rheinauen zukunftsorientierte Wege, die das 

Klima schützen und die Tier und Pflanzenwelt in dem schützenswerten Biotop rund um 

den Deltaport und den Hafen Emmelsum erhalten. 

Herzlichen Dank, 



 
Stadt Wesel
Team 14
Klever-Tor-Platz 1
46483 Wesel

 
Online Beteiligungsformular
 

Zu folgendem Planentwurf möchte ich eine Stellungnahme abgeben:

Planentwurf
Bebauungsplans Nr. 232 “Am Rhein-Lippe-Hafen - Süd“; 35. Änderung Flächennutzungsplan Am Rhein-Lippe-
Hafen Süd

Angaben zur Person

Vorname Nachname

Straße Hausnummer Postleitzahl

Ort Telefonnummer

E-Mail-Adresse

Ihre Stellungnahme
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Stellungnahme
Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin Westkamp,
sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den am 17.12.2022 bekannt gegebenen Bebauungsplan Nr. 232 “Am Rhein-Lippe-Hafen - Süd“ und die
ebenfalls am 17.12. 2022 bekannt gegebene 35. Änderung des Flächennutzungsplans (Bereich: “Am Rhein-Lippe-
Hafen - Süd“) möchten wir folgende Einwände vorbringen:
Wie auch im Bebauungsplan angemerkt, beruht die zu Grunde liegende Marktanalyse auf Daten vor dem Brexit,
Corona-Pandemie und Ukraine-Krise. Wir halten es für fragwürdig und gewagt aufgrund dieser veralteten
Prognosen von einem solch hohen Wachstum des Transportaufkommens auszugehen und die Größe des Hafens
daran festzumachen. Unserer Ansicht nach müsste das Konzept neu erstellt /überprüft werden.
Im Bebauungsplan wird angemerkt, dass es sich um einen Wasser-Straße-Umschlaplatzg handeln wird. Dies
steht im Widerspruch zur Forderung des LEP NRW (Ziel 8.1-9: ..." Die Wasserstraßen und mit ihnen in
funktionalem Zusammenhang stehende Flächen sind so zu entwickeln, dass sie die ihnen zugedachten
Funktionen im multimodalen Güterverkehr (Wasser, Schiene, Straße) angemessen erfüllen können."). Dort wird
multimodaler Güterverkehr gefordert, der hier scheinbar nicht realisiert werden möchte und dieses angedachte
Hafengebiet ist daher als Erfüllung dieses Ziels ungeeignet. Die Aussage, dass der Bebauungsplan Nr. 232 im
Einklang mit dem LEP NRW steht, sehen wir daher nicht.
Distributionszentren werden hier als wünschenswerte Unternehmen dargestellt. Unserer Ansicht nach müssten
solche Zentren stark selektiert werden. Wie beispielsweise im Bereich des Bebauungsplans Nr. 233: das dort
realisiertes Tiefkühl-Zentrum kann nicht wirklich eine, mit einer zukunftsorientierten Klimapolitik
einhergehenden Entscheidung sein. Obst, Gemüse und Fleisch aus fernen Ländern sollen hier noch günstiger
und einfacher zum Kunden gebracht werden. Dies steht einem klimaverträglichen regionalen Einkauf entgegen.
Es muss nicht jeder, der eine Fläche haben möchte, auch eine angeboten bekommen.
Schwerguttransporte sind sicherlich auf Wasserwegen gut untergebracht. Hier in Hafennähe haben wir dann
aber eine starke Belastung der Straßen. Zum einen werden die Straßen häufig durch die Belastung ausgebessert
werden müssen zum anderen sehen wir gerade die Verbindung zur B58n als kritisch, da dies Transporte alle
über die doch recht betagte Lippebrücke müssten.
Die stark steigenden Verkehrsteilnehmer die mit einer solchen Hafenvergrößerung einhergehen sind belastend
für Umwelt und Menschen. Die Feinstaubbelastung wird in dieser Region ansteigen und möglicherweise zu
Gesundheitsbelastungen beitragen.
Die betroffene Fläche von ca. 33ha soll auf eine Höhe von 24,5 m über NN angeschüttet werden. Wie werden die
hierbei entstehenden CO2- und Feinstaubausstöße kompensiert? Die betroffene Fläche steht dann ja leider nicht
mehr zum CO2 Abbau zur Verfügung. Gibt es hierzu Berechnungen?
Der Boden darunter ist unwiederbringlich verloren. Im LEP NRW wird zum einen in Punkt 7.2-5
Landschaftsschutz und Landschaftspflege gefordert:
"Auch außerhalb von Gebieten für den Schutz der Natur soll Freiraum, der sich durch
eine hohe Dichte an natürlichen oder kulturlandschaftlich bedeutsamen Elementen,
an für gefährdete Arten und Lebensräume bedeutsamen Landschaftsstrukturen oder
durch besondere Eigenart und Schönheit auszeichnet, vor Inanspruchnahmen bewahrt
werden, durch die seine Leistungs- und Funktionsfähigkeit oder besondere Wertigkeit
erheblich beeinträchtigt werden kann."
zum anderen wird in Punkt 7.5-2 Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflächen und Betriebsstandorte gefordert:
"Die im Freiraum liegenden, von der Landwirtschaft genutzten Flächen sollen, als
wesentliche Grundlage für die Produktion von Nahrungsmitteln und nachwachsenden
Rohstoffen erhalten werden.
Wertvolle landwirtschaftliche Böden mit besonders hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit
oder besonderer Eignung für eine landwirtschaftliche Nutzung sollen für Siedlungs-
und Verkehrszwecke nicht in Anspruch genommen werden.
Landwirtschaftliche Betriebe sollen in ihrem Bestand und ihren Entwicklungsmöglichkeiten
gesichert werden. Bei unvermeidbaren Inanspruchnahmen landwirtschaftlicher
Nutzflächen sollen negative Wirkungen auf landwirtschaftliche Betriebe so gering wie
möglich gehalten werden. [...]"
Beide Punkte sehen wir hier in keinster Weise betrachtet. Das anzuschüttende Gebiet unterscheidet sich nicht
wesentlich von dem LSG "Der Huck" und war unseres Wissens nach auch einst ein LSG (zumindest war es als ein
solches beschildert).
Der Erhalt der landwirtschaftlichen Fläche ist hier bestimmt ebenso von Bedeutung. Aufgrund der
Klimakatastrophe ist es in den letzten Dürrejahren sehr schwierig ausreichend Heu für die Tiere zu produzieren.
Die hier zukünftig fehlenden Flächen schmerzen diesbezüglich zusätzlich.
Die Pflanzungen welche bereits Herbst 2022 erfolgen sollten (Bebauungsplan Abbildung 25/26) sind bis zum
heutigen Tage nicht durchgeführt. Lediglich sind am 30.01. acht Schwarzpappeln gesetzt worden, welche
unseren Erachtens nach nicht die genannte Qualität von 18/20 aufweisen.
Im Umweltbericht werden dem betroffenen Gebiet einige negative Auswirkungen diagnostiziert. Diese sollen
durch Ökopunkte ausgeglichen werden. Die Sinnhaftigkeit dieser Ökopunkte zweifelen wir an. Die
verlorengehende Fläche kann man nicht durch Anbringen von Nistkästen kompensieren und auch die stark
verteilten kleinen Ausgleichsflächen bringen für die betroffenen Tiere und Pflanzen nicht den benötigten
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Lebensraum zurück. Auch die Tatsache, dass das LSG stark von der Industriefläche durchzogen ist, führt dazu,
dass beispielsweise der Wildkorridor zum alten Spülfeld (am Kanalzulauf, Silberweidenwald) unserer Meinung
nach viel zu gering ist und nicht mehr von den Tieren angenommen wird. Damit ist der Silberweidenwald für
einige Tierarten nicht mehr erreichbar.
In der Landschaftsbildbewertung wird die Wirkzone I genauer beschrieben. Der Splittersiedlung an der
Emmelsumer Straße werden unter anderem Obstbestände ohne alte Hochstämme zugeschrieben. In dieser
Splittersiedlung gibt es durchaus alte Hochstamm-Obstbäume. Hier müsste eine Überprüfung der Bewertung
stattfinden.
Die Ausgleichsfläche Ökokonto WLM-Ö-05 "Lippedorf Obstgarten" ist in unseren Augen zum Teil eher eine
Mülldeponie und mit Schadstoffen belastet statt eine Ausgleichsfläche. Hier stellt sich für uns wieder die Frage
der Sinnhaftigkeit der Öko-Punkte.
Im Zusammenhang mit Schadstoffen: Bei einem Spaziergang ist aufgefallen, dass die Sanierungsarbeiten am
alten VEBA-Ölhafen nach nicht gerade gewissenhaft durchgeführt werden. Die Säcke für astbesthaltige Abfälle
waren nicht ordentlich verschlossen und es flogen einige leicht gebundene Asbest-Fasern umher (Foto anbei).
Dies spricht nicht für die Wahl der Unternehmer und deren Verständnis für den Umweltschutz.
Ganz allgemein fehlt uns bei dem Verfahren zum Bebauungsplan bzw. zum Flächennutzungsplan die
Betrachtung der weiter fortschreitenden Klimakatastrophe. Wie sinnvoll ist es eine globale Wirtschaft zu fördern,
wenn wir wissen, dass dies mit einer massiven CO2-Produktion einhergeht. Warum werden in den
Bebauungsvorgaben keine Forderungen zu erneuerbaren Energien gemacht?
Die Bemerkung zu den Delta Port Projekten zur Nachhaltigkeit, welche hier in Wesel keine Anwendung finden, ist
hier nicht relevant und würden wir als "green washing" bezeichnen.
Welche Risiken birgt die Klimakatastrophe für den Hafen? Wie geht man mit zukünftig vermehrt zu erwartenden
Niedrigwasser um? Wo werden diese Risiken betrachtet?
Hier gibt es noch ein kleine Stück Land, welches viele Tiere und Pflanzen beheimatet, dies wird auch aus den von
Ihnen vorgelegten Berichten bestätigt. Meiner Meinung nach sind  wir verpflichtet, diese zu schützen und zu
pflegen. Ob die ganzen von Ihnen getroffenen Ausgleichs-Maßnahmen funktionieren ist fraglich. Wenn man im
nachhinein sieht, dass die Maßnahmen nicht in gewünschter Weise greifen, ist es zu spät. Die Nachrichten sind
voll von Meldungen bzgl. Insektensterben, fehlender Biodiversität und dergleichen.
Wenn hier Tiere wie die Kreuzkröte und außergewöhnlich viele seltene Fledermäuse beheimatet sind, ist es für
uns nicht nachvollziehbar, diesen Tieren den Lebensraum zu nehmen. Diese Tiere gehören geschützt statt der
Industrie den Vorrang zu geben.
Leider ist es mir in der kurzen Zeit, die der Öffentlichkeit bleibt diese Unterlagen durchzusehen, nicht
vollumfänglich gelungen, alles zu erörtern. Gerne würde ich mir vorbehalten noch weitere Argumente
nachzutragen.
Wann hören wir auf, nur ans Geld zu denken?`
Mit freundlichen Grüßen
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Ich bin damit einverstanden, dass meine persönlichen Daten gespeichert und elektronisch
verarbeitet, nicht aber Dritten zugänglich gemacht werden.

Ich habe die Datenschutzerklärung gelesen und nehme diese zur Kenntnis. Ich bin damit einverstanden, dass meine
Angaben und Daten elektronisch zu den in der Datenschutzerklärung erläuterten Zwecken erhoben und gespeichert
werden.
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Vorgangsnummer: KFAS_Wesel_602001-ukLGjN67
Einreichungsdatum: 31.01.2023 21:05:23
Formularname: Online Beteiligungsformular

Einreichungsbestätigung

Ihr Formular wurde erfolgreich eingereicht.

Bitte geben Sie diese Vorgangsnummer bei allen Anfragen zu
Ihrem Anliegen an.
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Einwände zum Bebauungsplan 232 und zur 35. Änderung des 
Flächennutzungsplanes an bauleitplanung 31.01.2023 22:07

3 Attachments

Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit möchte ich gerne noch einige weitere Unterschriften zu dem bereits über das Onlineformular 
eingereichten Einwände zum Bebauungsplan 232 und zur Änderung des Flächennutzungsplanes 
nachreichen.
Mit freundlichen Grüßen
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Bebauungsplan, Einwand
an bauleitplanung@wesel.de 31.01.2023 23:54

Von

An "bauleitplanung@wesel.de" <bauleitplanung@wesel.de>

 Bebauungsplan, Einwand

1 Anhang

Scan0147.pdfScan0147.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

siehe anbei, mein Einwand....

Mit freundlichen Grüßen























Hinweis: Unterschriftenliste mit 19
Personen im Anhang


































































































































































































































































































































































































































































































